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über die am 16. März 1925 in der Aula der Oberreal- 
schule zu.Saarbrücken 3 (Lendwehrplatz) stattgefun- 
dene Sitzung des Landesrates. 


Der stellvertretende Vorsitzende, Mitglied Scheuer (Z.)- 
St.Ingbert, eröffnet um 3 Uhr i5 Minuten nachmittags die Sit- 
zung. 

Seitens der Regierungskommission ist anwesend: 


Der stellvertretende Staatskommissar, Herr Obsrreziorungsrat 
Dr.Heim aus der Abtcilung des Innern. 


Dis Feststellung der Anzesenheitsliste ergibt die Anwe- 
senheit von 27 Mitgliedern. 


Entschuldigt fehlen die Mitglieder: 


Levacher (Z2.) Saarlouis; Reinhard (K.P.)-Iudveiler; Seiwort 
(2.)-Merzig. 


’ 


brastzender: Meine Herren! Ich seröffne die Sitzuns. Dio Tages- 


Ordnung ist durch oinen Punkt vermehrt und zwar durch den Erlass 
der Regierungskommission vom 9.März 1925 bstreffend die Aufhe- 
bung der Artikel 36, 37, 38 und 39 des bayerischen Armengeset- 
zes vom 21l.August 1914. Die Vorlags ist Ihnen bereits zuge- 
gengane 


Auf das Beilsidstelegramm an die Frau des Reichspri'sidenten 
Ebert ist folgendes Schreiben eingegangen: 


" Berlin, den 10.März 1922. 
sehr göoshrter Herr Präsident! 


Dis teilnchmendsn Norte die Sie im Namen des Landas- 
rates des S.argebietes bei dem schweren Verlust, der 
mich betroffen het, an mich richteten, haben mir wohl 
getan. Ich danke Ihnen von Herzen für Ihr Mitgefühl. 

Mit dom Ausdruck meiner ausgszsichnetsn Hochachtung 

luise Ebert. " 


Ich gebe Ihnen hiervon Kenntnis. 


ir treten dann in die Tegesordnung ein. 


Tagcsordnung 
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Begutachtung der Verordnungsentwürfe betr.: 


1) Errichtung einer Ärbeitskammer für das Saargebiet: 





i 

2) Einführung der Reichsverordnung über das Erbbaurecht I 
vom 15.Januar 1919; j 

| 

} 
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3) Anderung des Gewerbegerichtsgesetzes und des Gesetzes N 
betr. Kaufmannsgericht; Ik 

A 

4) Erhaltung der Kriegergräber aus dem Weltkriege: ' 

5) Aufhebung der Art. 36,37,_38 und 39 des bayerischen \ 

h n Hl 
Armengesetzes vom 21. 8. 1914, "l 

| y 

6) Abänderung des Reichsgesetzes über den Verkehr mit “ 

sitf SITE 2 r HN 
Kraftfahrzeugen von 3.5.1909, | 

EEE tee j ' 

hir treten nun in die Tagesordnung ein und kommen zum 4 
Punkt 1 betr. Errichtung einer Ärbeitskammer im Saargebiet. f: 
| Berichterstatter sollte Herr Abgeordneter Reinhard H 
sein, von wem aber gemeldet wird, daß cr erkrankt ist. Es 4 
hat als erster Redner dazu das fort der Herr Abgeordnete 4 
Kiefer, der die Freundlichkeit haben wird, einleitend et- A 
was über den Verlauf der Kommissionsberatungen zu sagen. | 
1 
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sitzender : Das Wort hat der Abgeordnete Kiefer ! 


ter (2.): Meine Herren! Der Verordnungsentwurf betr. Errichtung 
einer Ärbeitskammer im se wurde in mehreren »itzungen 
sehr eingehend beraten. Da die Kommissionen gefunden haben,daß | 
der Regierungsentwurf keine brauchbare Grundlage für die Er- | 
richtung einer Arbeitskammer, die wenigstens in etwa ihren Ä 
Zweck erfüllen könnte, abgibt, haben die Kommissionen einen ver- 
besserten Entwurf ausgearbeitet, der in vollständig ausgearbei- | 
teter Form den Mitgliedern dieses Hauses zugegangen ist, sodaß 
sich wohl die Vorlesung desselben,da er ziemlich umfangreich | 
ist, erübrigt. Für meine Fraktion habe ich folgende Ausfüh- 
rungen zu machen: | 

| Meine Herren! Wir haben heute zum ersten Nale wohl ei- 
nen bedeutungsvolleren sozislpolitischen Entwurf zu begutachten, 
und zwar wie ich eben sagte, den betreffend Errichtung einer 
_ Arbeitskammer. An dem Regierungsentwurf kann, man aber auch bei 
objektivster Würdigung keine Freude finden. Über das " Warum" 
_ werde ich mir nachher noch einige Bemerkungen erlauben. Bevor 
der Entwurf dem Landesrat zuging, ließ ihn die Regierungskon- 
mission von den verschiedensten Wirtschaftsor genisationen be- 

tachten. Zum Teil fielen die Gutachten zustimmend, zum Teil 


ablehnerd aus. Es ist 2 diesen Gutachten kurz »tel- = 


Iung zu nehmen. Hervorgehoben zu werden verdient, deß die ge- 
hörten Arbeitnehmerorgenisationen dem Entwurfe grundsätzlich 


}. 
men, unter Geltengmachung bestimmter 2 u | 
Zugestimmt hat auch der Handwerkerbund, die Handwerkskammer und 
‚bezeichnender Weise die Regierung des französischen Staates als 
rbeitgeber für den Bergbau. Ob diese. Zusti der franzö- 


sischen Regierung als grundsätzliche Änderung ihrer Anschau- 

ungen in sozialpolitischer und arbeitsrechtlicher Hinsicht ge- 
wertet werden därf, ist stark zu bezweifeln. Vielmehr kann man 
der Ansicht sein, daß die französische Regierung von der Erwä- 
‚Büng ausging, daß die Arbeitskammer ‚wie sie dıe Negierung zu 
errichten gedenkt, dem Bergbau und dem französischen Staat als 
Besitzer desselben nicht gefährlich werden wird. 


(Zuruf Heckler: Sehr gut !) 


Möglich ist auch, daß die französische Regierung einen tak- 
tischen Schachzuß insofern machte der Errichtung gerade aus 
dem Grunde zuzustimmen, weil die deutsche Handelskammer des 
»sargebietes es für gut befand, ein grundsätzlich ablehnendes 
‚utachten Pegeben. Die deutsche Handelskammer empfahl, abge- 
sehen von sons igen nicht gerade glückliche angebrächten Eir- 
-wendungen, die &rrichtung einer reinen Arbeiterkammer. Wir wol- 
Ten nicht annehmen, daß der Ablehnungsgrund dem Gedanken ent- 
sprang, daß es für gewisse Volksgruppen nicht standesgemäß sei, 
sich mit Vertretern der Arbeitnehmerschaft zur Beratung ernster 
 #ragen an einen Tisch zu setzen. Es gab auch im Saargebiet schon 
Zeiten, wo geriee Kreise es nicht uuESEh sahen, wenn die Ver- 
 treter der Ärbeitnehmerschaft sich mit ihnen an einen Tisch 
setzten, um gegenüber den Übergriffen Frankreichs und den Taten 
 Reeierungs gmmission die gemeinsamen Interessen des Saear- 
wolkes und der »aarwirtschaft zu schützen. Allerdings ist mitt- 
 derweile im deutschen Wirtschaftsleben ein stark antisozialer 
' Meist eingezogen. Da glaubt man wohl, hier im Saargebiet in 
‚ desselbe Horn blasen zu sollen. Das wäre zu bedauern, zumal von 
hohen politischen Gesichtspur ten aus. Es wurde hier schon 
einmal betont, deß das einheitliche mlitische Wollen des deut- 
schen Saarvolkes, von dem doch die Arbeitnehmerschaft den größ- 
ten Teil derstellt, von gewissen Voraussetzungen bedingt wird. 
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uhr, 


Wird das Voik in soziale: Auffassung in zwei Scharf von einander- 
geschiedene Teile getren.‘, denn ist; es schwer gemacht, dieses 
Zerrissene Volk zu einheitlichen politischen Aktionen zu bringen. 
Bisher hat die Arbeitnehnmerschaft bewiesen, daß sie größtes 
Verständnis für politische Lebensfragen des Saarvolkes besitzt. 
Sie hat auch nicht die geringsten Opfer zu bringen. Da muß denn 
such erwartet werden, daß von allen Seiten sozialen und arbeits- 
rechtlichen Fragen gegenüber etwas mehr I EREnaEUumen. BR ER? t 
wird. Man mıß sich hier im gefährdeten SaarZebiet hüten,bei der 
Ärbeitnehmerschaft auch nur den Anschein zu erwecken, als ob 

das politische Interesss dann gufhörte, wenn es sich um Fragen 
des Prestiges oder um materielle Dinge handelt. Aus diesen Ir- 
wägungen heraus, die pflichtgemäß in Anbetracht der Stimmung in 
breitesten Volksschichten gemacht werden missen, ist die grund- 
sätzliche Stellungnanme gerade der deutschen Handelskammer zu 
bedauern. Sie ist psycho.o2isch gesehen, sehr unklug. Dem fren- 
zösischen Staat durfte das billige Vergnügen nicht gemacht wer- 
den,seinerseits zuzustimmen, um sich. so auf leichte "eise mit 
einem gewissen sozialen Schimmer zu umgeben. Ob, wie die Han- 
delskemmer in ihrem Gu+achiea meinte, die Arbeitskammern im 
deutschen Bergbau keinerlei proiuktive Arbeit seit ihrem Be- | 
stehen geleistet haben. ist zu berweiie,n. Um hier zu einem 
richti er zu kommen, der der Ruhreiafall durch Franzo- N 
sen un lgier, dar! der passive Widerstand, die Aussperrung ' 
der Bergleute. deren monatelange Arbeitslosigkeit,kurz: dürfen 
die anormalen Zustände im deutschen Bergbau nicht außer Acht 
die ange werden. Es wer zum zweiten Mal nicht klug, daß auf 
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je angebliche Uxfruchtbarkeit; der Arbeitskammern im deutschen f 
rgbau von der Handelskammer verwiesen wurde, Man nahm wohl \ 
an, cemit der Arbeiterschaft eins auszuwichen, Fraktisch_ hat | 
mar sich um die Beweiserbringung bemüht, daß unsozialer Geist | 
in unserem Vaterlande die Nenschen nur wei-er auseinander treibt, 
wo alle Ursache vorhaandez wäre, dwek wehren sozialen Geist die WM 
notwendige innere Kimheit zur Krringung cer Freiheit nach außen 
zu Schaffen. Doch genug davon. %s mußte mal auf diese Momente 
m ienen werden, damit hier en der deutschen Sear cas Volk 
nicht unnötigerweise noch weiter auseinander manöveriert wird, | 
els dies schon 18%. M 
Meine Herren! Nit dem vorliegenden Entwurf haben wir \ 
uns in den Kommissionssitzungen eingehend beschäftigt. Nicht ' 
etwa, um seine Verabschiedung hinauszurögern. Wichtige Fragen 
mußten mindestens zu klären versuch‘; werden. Wenn die Regie- N 
rungskommission Sich den Fragen gegenüber meist in Schweigen 
üllen geruhte, dann mußten wir. daß wir die gestellten, | 
agen von se_bst bejshen konnten. Nerkwürdigsrweise hat die | 
' Regierungskommission die angegebenen zustimmenden Gutachten 
nebst den damit verbundenen Änträgen der gehörten wirtschaft- | 
lichen Organisationen in dem uns vorgelegten Entwurfe in keiner 
Weise berücksichtiet. Das durfte doc! villigerweise erwartet | 
werden. !o es sber so war, mußten wir wewicht auf eingehende | 
ratung liegen, damit ein Entwurf zustands kam. der wenigstens 
Kine Ban BR Grundlage für die zu errichtende Arbeitskammer 
ildet., ' 


4 N pwos 


in Grundsätzlich stimmt meine Fraktion der Errichtung 
einer Arbeitskammer zu. Sie erblickt in einer paritätischen 
beitskammer den Ausdruck der im Wirtschaftsleben bitter not- 
wendigen Gleichberechtigung. Eine richtige Arbeitskammer bildet 
- mit die Grundlage zum Wechsen einer wirklichen Wirtschaftsde- 
mokretie. Allerdings kommt es sehr darauf er, wie die Zrbeits- 
ammer gedacht ist, wie sie aufgezogen wird. Kine richtige p8- 
ritätische Arbeitskammer müßte ein Verwalsungskörper mit be- 
Stimmten obrigkeitlichen Befugnissen sein. Dieser »elbstver- 
waltungskör perschaft müßte die Regelung bes;immter ‚sozialpoli- 
tischer ‚arbeitsrechtlicher usw, Fragen vorbehalten SE: .. 
ider 
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Leider ist bei der gegenwärtigen sozielen Gesamtsituation | 
wie auch bei 1aße der Verhältnisse im aargebio! an die_Errich- 
tung einer solchen Idealarbeitskammer nicht zu denken. Es mag 
der weiteren Entwicklung vorbehalten sein, nachdem einmal eine 
Grundlage gebaut ist, es dahin zu bringen, Wir stimmen grund- 
sätzlich der Errichtung einer Arbeitskammer auch geayapen zu 
weil seit Jahren von der meiner Partei angehörenden Arbeitneh- 
merscheft die Errichtung gefordert wird. Dann aber auch,weil 
erade eine Arbeitskammer im ec zur reinen Arbeiter- 
mmer dem von uns &ls richtig anerkannten Gedanken der wirt- 
schaftlichen Arbeitsgemeinschaft entspricht. Die Errichtung 
einer Arbeitskammer entspricht somit unserer prinzipiellen 
Einstellung. Das hindert uns aber nicht, den Regierungsentwurf 
kritisch unter die lupe zu nehmen und zu betonen, daß es uns 
lieber gewesen wäre, wenn die Regierungskomnission uns zuerst 
einen Entwurf vorgelegt hätte, der den landesret zu einer wirk- 
ven PEAMLOB assenden perlamentarischen Körperschaft 
ausbaute. 


(Zurufe aus dem Zentrum: Sehr richtig !) 


Erst dann hätte die Errichtung einer Arbeitskammer erfolgen 
können, weil dann ganz andere Voraussetzungen zur Respektierurg 
der vor ihr abgegebenen Gutachten gegeben wären. So haben wir 
demnächst im Seaargebiet den Zustand zu verzeichnen, daß drei 
begutachtende Körperschaften bestehen, nämlich der Landesrat, 
der ziemlich sagenhaft gewordene Studieneausschuß, und die Ar- 
beitskammer. Alle drei Körperschaften unterbreiten der Regie- 
rungskommission Gutachten, an deren Respektierung &ie nicht 
gebunden ist. 

Meine Herren! Um nun dem Gutachten der Arbeitskammer 
die notwendige a Hg Ve: zu verscheflien, müssen wir mit 
unserer Zustimmung die Forderung verbinden, daß der Landesrat 
beld in seinen Rechten erweitert werde. Neulich, als für die 
Regierungskommission bezw. deren Fräsidenten eine etwas stark 
sSchwumliche Situation gegeben war, suchte man etwas Ol auf die 
Augen zu gießen, indem eine Erweiterung der Rechte des leandes- 
rates als in Rälde bevorstehend verlautbar wurde. a 05 


Buy ayasıyd B4D0U3,T 49720494005 H 7 | 


(Zuruf Kratz: Sehr richtig !) 


Hoffentlich vergißt man das jetzt nicht,nsachdem die Eirnennungen 
ür ein weiteres Jahr glücklich wieder erreicht sind. Ich 
laube, wir fänden uns soger bereit dazu, nachträglich zu gra- 
ulieren, sofern die erste lat der neu ernannten und neu be- 

stätigten Regierungskommission der Ausbau des landesrates zu 


einer beschlußfassenden Körperschaft wäre. 


a 
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(Zuruf aus dem Zentrum: Sehr richtig !) 


. 


er 


In diesem Falle erweckte auch die Errichtung einer Arbeitsken- 
mer bei uns eine viel ungetrübtere Freude. 
edoch, wir müssen uns an die realen, en die gegebe- 
nen Dinge halten. Die Arbeitskammer wird halt nur eine Wut- 
Behter kör perschaft neben den schon bestehenden. Und da gilt es 
nun, den Gutachten der Arbeitskamer eine solche Grundlage zu 
geben, daß die Regierungskommission nicht gut achtlos an ihnen 
vorbeigehenn kann. Es muß bei der Abfassung der Gutachten ver- 
sucht werden, eine Mehrheit dafür zu schaffen. Das muß immer die 
ernstliche Sorge der deutschen Vertreter in der Ärbeitskemmer. 
sein, weil gerade in ihr der deutsche Gedanke eine Belastungs- 
al erfährt. Einsicht in wirtschaftliche Gegebenheiten un 
otwendigkeiten,tiefes soziales Verständnis und der fiille zu 
sozialer 
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sozialer lat sind allerdings dazu Voraussetzungen. Aus der Er- 
wägung heraus, daß die deutschen Vertreter der Arbeitskamner 
diese lugenden bekunden werden, stimmen wir ihrer Errichtung 
such unter den jetzt hier oowaltenden und vorher näher skiz- 
zierten Verhältnissen zu. Es ist zum guten Teile in die Hand 
der Vertreter in der Arteitskamner ge egt, ob sie dem Volke 
und der hirtschaft zum Segen gereichen wird oder nicht. 

Der Entwurf der Negierungskommission ist nun derart, 
daß die Kommissionen sich veranleßt sahen,einen verbesserten 
ntwurf auszuaerbeiten. im Gegensatz zum Regierungsentwur f 
sieht dieser verbesserte Entwurf auch die Einbeziehung der An- 
gestellten in die paritätische Arbeitskammer vor. Es geht nicht 
an, die Angestellten von dieser Körperschaft auszuschließen. 


(Zuruf des Zentrums: Sehr richtig !) 


Um ähre Einbeziehung ohne vchmäleruäg der übrigen Gruppen zu 
ermöglichen, ist in dem verbesserten Entwurf vorgesehen, daß 


ie er Sich anststt aus je 15 Arbeiter-und Arbeitgeberver- 
tretern aus 20 Arbeitnehmer-und 20 Arbeitgebervertretern zu- 
sammen setzt. Um Angestellten-,Arbeiter-.Arbeitgeber-oder be- 


sondere ae en Stan a acer Due zu berasen, ist in dem 
Kommissionsentwurf di 

zu denen gleichfslls, wie zu Plenarsitzungen Sachverstän- 
dige mit beratender Stimme zu ezogen werden sollen. 

Weiter enthält der äntwurf der Regierungskommission 
viele Bestimmungen ‚denen wir unter keinen Umständen zustimmen 
können. Wenn man diesc ray pie genau prüft, kann man sich 
des Gedankens nicht verwehren, als oo das gerade Gegenteil von 
dem, was eine Arbeitskammer sein soll, hier Wirklichkeit werden 
sollte. Hat die Regierungskommission den guten Willen,unter den 
hier obwaltenden Verhältnissen eine solche Arbeitskammer zu 
errichten, die nicht von vornherein "weiße »albe" bedeutet, 
dann bietet ihr dazu der vorliegende Entwurf der Kommissionen 
eine gute Grundlage. Ihr sozialer Meist errährt erneut eine 
Probe durch den Kommissionsentwurf. Sollte sie nicht gesonnen 
sein, diesen Kommissionsentwurf zum Gesetz zu erheben,denn 
wäre es Schon besser ‚wenn auch ihr Entwurf,bei dem sicher die 
Pariser Regierung Pate gestanden hat, 


(Zuruf Kratz: Sehr gut !) 


in der Versenkung verschwände. Insbesondere halten wir die. 
ee rehung, des Artikels 4 des Regierungsentwurfs für unbedingt 
ren. ier heißt es,daß "jede BRIECTUNG jet agner Natur " 
jer Arbeitskammer untersagt seir soll und Entschließungen, die 
im Widerspruch zu dem in Artikel 2 Angeführten ständen, "durch 
das Mitglied der Regierungskommission für die Angelegenheiten 
des Arbeitsamtes (also durch den Herrn Präsidenten Rault) für 
null und nichtig erklärt werden können.“ Da wirft sich die Fra- 
ge auf, was denn eigentlich unter "politischer Natur" zu ver- 
Stehen ist. Es ist darunter wohl zu verstehen, daß es letzten 
indes in die Hand des Herrn Präsidenten geleg: wäre, &lle den 
agen das Prädikat "politische Netur" zu geben, die insbeson- 
dere Frankreich unbequem wären. Es gibt so viele wichtige Wirt- 
Schafts- und sonstige Fragen, die vom Politischen hier im Saar- 
ebiet gar nicht zu trennen sind. \iarum die heidenmäßige Angst? 
ie Vertreter, die in die Arbeitskammer delegiert werden, sind 
doch sicher keine politischen und auch keine wirtschaftlichen 
Kinder. Also muß dieser Artikel verschwinden. 
_ Weiter heißt es in Artikel & u.a.,daß Mitglieder der 
"Geschäftsführer oder Angestellte" einer Berufsnrganisption 
werden könren,deren Sitz sich in Saargebiet befindet." Was ist 


darunter 
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darunter zu verstehen” Eine klare Auskunft liegt noch nicht 

vor. Das Saargebiet ist _döch kein Selb -ständiger Staat. Die 
Berufsorganisationen, also die Gewerkschaften von Bedeutung, 
sind keine "Saargebietsorganisationen",sondern sind Gligder 

der deutschen Zentralgenterkschaften: 


(Zurufe: Sehr richtig !) 


Und diese haben nicht ihren Sitz im Seargebiet,sondern in 
Deutschland, sie haben im Seargebiet lediglich Geschäftsstel- 
len, wie das der Bedeutung des Saarlandes als wichtiges In- 
dustriegebiet entspricht. Sollte die Regierungskommission mit 
“ihren Sitz im Seargebiet", die vorübergehenden bedeutungslo- 
sen Gebilde meinen, die von der Arbeitnehmerschaft mit der Be- 
zeichnung "gelb " gekennzeichnet sind, um diesen durch die Ar- 
beitskammer ein gewisses Relief zu geben, daun sei ihr gesagt, 
deß sie die Arbeitskammer gefährdet, wenn sie dementsprechend 
bei der Verabschiedung des Gutachtens handelte. Wir empfehlen 
ihr dringend, der Fassung des Kommissionsentwurfes zuzustimmen, 
der den bei der Zusammensetzung der internationalen Arbeits- 
organisation maßgebenden \rundsätgen entspricht: ‚Nenn die Re- 
rue in der Begründung zu dem Entwurfe sagt, daß "die Ar- 
eitskemmer des Saargebietes als Einrichtung cines Völkerbunds- 
gebietes unter das Fatronat_ der internationalen Arbeitsorgani- 
sation gestellt werden" soll, dann muß sie aber auch bei der 
Zusammensetzung der Kammer selbst in konsequenter Weise die 
Grundsätze zur Zusammensetzung der, internationalen Arbeitsor- 
ganisation in Anwendung, bringen. Mehr verlangt der Kommissions- 
entwurf_ nicht, und die Negierung ist gut beraten, wenn die 
diesem Entwurf zustimmt. | 
Unerträglich,meine Herren, ist es auch, daß die 

Regierungskommission ellein die Verteilung der Sitze auf In- 
dustriezweige und innerhalb der Industriezweige vornehmen will. 
bs muß de doch verlangt werden, daß sowohl die Verteilung auf 
Industrie-und \ewerbezweige, wie auch die Unterverteilung auf 
die beteiligten Organisationen im engsten Binvernehmen mit den 
in Frage kommenden Spitzenorganisationen der Arbeiigeber und 
Arbeitnehmer vorgenommen wird. Ebenso unerträglich ist die 
weitere Pestimmung, wonach die einzelnen Organisationen gehal- 
ven sein sollen,gemäß der auf die entfallenden Sitzzahl die 
dreifache Zehl der ordentlichen Mitglieder und deren Stell- 
vertreter der Regierungskommission einzureichen, die dann aus 
diesen Listen die ihr Zusagenden auswählen will. 


(Zurufe: Hört,hört !) 


Meine Herren,wir fordern hier, wie das _ja auch bereits im Kom- 
missionsentwurf zum Ausdruck konmt, daß nach erfolgter Sitzver- 
teilung durch Regierungskommission und »pitzenorganisationen, 
die Benennung der ordentlichen Mitglieder, und deren Stellver- 
treter ureigenste Angelegenheit der in !rage kommenden Orga- 
nısationen sein muß. 


(Zurufe: Sehr richtig !) 


Stelle man sich nur vor, eine Organisation erhält 5 Sitze.Sie 
ibt 15 Namen der ordentlichen Mitglieder und 15 Namen deren 
tellvertreter an. Nun wird die Oberste Polizeiverwaltung da- 

mit betraut, die weniger "Verdächtigungen" aus dieser_Liste 

auszusuchen, und die sogenannten "Genehmen" dann der Regierung 
vorzuschlagen. Müßte der Vorgeschlagene, den die Regierung 
air und ernennt, dies nicht als eine Bloßste en 
empfinden? Von der Regierung besser gelitten zu sein, als 


sein 
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sein Kollege, ich glaube, das wird im deutschen Saargebiet 


und beim deutschen Saarvolke denn doch nicht als Ehrung en- 
pfunden. 


(Zuruf Brettar: Sehr gut !) 


Bereite daher BA DAS PERDERIN NL SE CH Keine De Ulätben Ditu- 
stionen,sondern handle sie entsprechend dem Ko 
Wir müssen zum Schluß fordern, daß der Vorstand, 

den die Kammer wählt, aus 4 Mitgliedern besteht, und zwar aus 
dem Vorsitzenden ‚dessen Stellvertreter und 2 Beisitzern,wo- 
bei die farität zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgepern zu 
gelten hat. Wir können micht der Fassung des Regierungsent- 
wurfes zustimmen, wonach der Geschäftsführer ‚den der Fräsident 
der Regierungskommission als ana tundiger 3oE-SE unge Konmzemar 
allein ernennen will, dem Vorstende angehört. Der Geschäfts- 

er wird auf Vorschlag der Arbeitskammer ernennt und hat 
das Recht, in den Vorstandssitzungen und der Arbeitskammer das 
Wort zu a selbstverständlich halten wir es auch, 
daß gemäß dem Kommissionsentwurf der Vorstand der Arbeitskam- 


mer die Tagesordnung bestingt. . | | 
ine Herren! Äuf diese wesentlichen Gesichtspunkte 


will ich mich beschränken. Im übrigen verweise ich auf den 
ausgearbeiteten Kommissiornsentwurf,dem meine Fraktion zustinm- 
men wird. An der Regierungskommission,die erneut vom Völker- 
bundsrat ohne unsere Zustimmung bestätigt und mit der Wohlfahrt 
der te betraut wurde, liegt es nun, gerade bei diesem 
Entwurf den Willen zu bekunden, ob sie mit der Vertretung des 
Saarvolkes zusammenarbeiten will oder nicht. Das sei ihr unver- 
blümt gesagt,daß es nicht mehr länger tragbar ist, die ut- 
achten des landesrates kaltschnauzig zu mißachten. Möge sie 
eher der Arbeitskammer die Grundlage geben, die der Kommis- 
sionsentwurf enthält. Weiter ist sie NOT DE ADHSeR Dun all 
die Forderungen sozieler und erbeitsrechtlicher Art bald mit 
der Arbeitskemmer und dem Landesrat zu verwirklichen,die schon 
Dutzendemsl hier erhoben wurden. Eine nähere Kennzeichnung 
erübrigt sich, weil sie bekannt sind. 


(Bravo-Rufe des Zentruns !) 


sitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Hoffmann! 


mann (S.P.): Meine Herren! In der Begründung zur Vorlage führt die 


a ee ie folgendes aus; | | 

er Friedensvertrag weist in seinem leil 13 dem Völker- 
bund die Aufgabe zu, an der Herstellung des sozialen Frie- 
dens mitzuarbeiten, und sieht die Verwirklichung dieses 
Zieles in der Verbesserung der allgemeinen Arbeitsverhält- 
nisse durch Ausgestaltung eines einheitlichen Arbeitsrech- 
tes. Diesem Zwecke zu dienen, ist das internationale Ar- 
beitsamt als Binricht des Völkerbundes bestimmt, und 
trägt als solches den Charakter einer großen Arbeitskamner 
des Völkerbundes. Die Bedeutung der Aufgabe, die den ein- 
zelnen staaten an der Verwirklichung dieses Zieles zur Be 
friedigung der sozialen Verhältnisse zufällt, ist der An- 
laß gewesen, deß im $ 23 des »Saarstatuts die Förderung 
des Arbeitswesens im »aargebiet als besondere Aufgabe der 
Regierungskommission erklärt worden ist. Die Regierungs- 
kommission ist davon überzeugt,ihrer Verpflichtung zur Er- 
füllung der ihr nSz, BeEBenen besonderen Aufgaben em 
besten dedurch nachzukommen, daß sie die Grundsätze ‚die 
zur Schaffung des internationalen Arbeitsamtes führten, 
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auf das der Verwa_sung ces Völkerbundes unterstehende 
Deargebiet ühbertrigt und eine eigene Arbeitskammer ins 
Leben ruft. In diesem Bestreben hegegnet sie gleichzei- 
tig wiederholt den zum Ausdruck gebrachten Wünschen, 
insbesondere der äÄrbeiterschaft des Saargebietes,die in 
der Errichtung eiaer Arbeitskammer ein wesentliches No- 
ment für die Verwirklichung des sozialen Fortschritts 
erblickt." 


Das führt die kegierungskommission in ihrer Begründung aus. 
Meine Herren! Wes die Rsgierungskommission aber während ihrer 
fünf jährigen Tätigkeit nier im Saargsbiet in dieser Frage getan? 
Was hat sie besoniers gsten, um die allgemeinen Arbeitsverhält- 
nisse und das einheitliche Arbeitsrecht zu schaffen? Der Herr 
Präsident der Regierungskonmmission hat wohl bereits 1921 an 
Grabe der Opfer von Saarwellingen die Errichtung der Arbeits- 
kammer versprocher, Bis jetzt Ist dieses Versprechen anch nicht 
eingelöst. Wohl soll cs ia den nächsten Wocher eingelöst werden. 
Aber sonst ist die ganze Tätigkess der Regierungskommission 
so gewesen, daß Sic dem in der Begründung ungezogenen Teil 13 
des Versailler Vertrages diametraı gegenüber steht. Von der 
Ausgestaltung eines einheitlichen Arbeitsrechtes ist bis jetzt 
noch keine _S zu ersehen, trotzdem die Völlrer bundsregierung 
bereits 5 Jahre im Ssargebiet amtiert. Wie ist die Anerkenmu 
der Koslitionsfreiheit. die nach dem l.Abschnitt des Teiles ] 
es Versailler Vertrages gewahrt werden soll, als oberster 

undsatz im Deargebiet gewahrt werden soll ? Ich erinnere 
nur an die Bergarbeıterstreiks,an Gen Beamtenstreik,wco die 
Arbeitnehmer !ür bessere lohn-ınd Arbeitsrerhäitnisse kämpften, 
wo sie inr Koslitionsrecht, frei ausüber wollten, Die Bergar- 
beiter kämpften, um ihres Arbeitsverträge zu verbessern. an hat 
sie durch firsenzösisches l!Ülitär vervwrischen,niederreiten und 
verhafien lessen. Dasselbe ist ler Beamten passiert ;dieselben 
napen Sich in die llälder geflüchtet, um dem damaligen Terror 
ausweichen zu können. Zum Teil hat men Lie Leute,die im Inte- 
resse der Koslitionsfreiheit ich eingesetzt haben,bessere 
Arbeitsverträge haben wollten ‚ausgewiesen und abgeschoben. Um 
den letzten Bergarbeiterstreik abzuwürgen, ist die berühmte 
Notverordnung erlassen worden. Ale diese ihren Zweck verfehlte, 
kam die sogenannte erste »treikpostenverordnung, die jedes 
Streikpostenstehen unter schwerster Strafe untersagt hatte. 
Was ie run die Koalitionsfreiheit ohne Sireikovostenstehen? 

ch gar nichts, denn man kenr nur dann seine koalitionsfrei- 
heit wirklich ausüben.wenn cas Streikportenstehen erlaubt ist. 
Die Notverordnung und die erste Streikpostenverordmung sind 
dann, nachdem sie in der ganzen "elt einen Zroßen Staub aufge- 
wirbelt haben, gefallen. lan hat jecoch wieder andere Verord- 
nungen erlassen. Es ist Auch die Letzie Sureikmostenverordnung, 

d zwar die Verordnung hetreifend Abönderung ges 9 152 der 
sewerbeordnung seit lem 1-Angust 1924 in Kalt gesetzt worden, 
in Kraft gesetzt worden gegen den sinstirmigen Deschluß des 
landesrates. Auch diese Verordnung stellt eine viel stärkere 
Einschränkung des Koalitionsrachtes dar. wis der Trünere $ 153 
der endlich nach langer Bekämpfung ovrch die deutschen Arbeit- 
nehmerver bände im Frühjehr 1218 gefellion ist. 

Wir fordern deshalb erneut von dieser Stelle aus,dnB 
die Regierungskommission,wenn sie wirklich :chrer Begründung 
aus dem leil 13 des Versailler Vertrages Rechnung tragen will, 
die Verordnung betreffend Ab,änderung des $ 152 Cer Cewerbe- 
ordnung aufhenen mu, 


(Zuruf Bretter: Seh richtig !) 


Nur auf dem Boden der sozialen Gerechtigkeit ist der Weltfrie- 
den_ 
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Weltfrieden möglich; soist im Teil 13 des Versailler Vertrages 
zu lesen. Um diese soziale Gerschtigkeit durchzuführen ‚ist ei- 
ne Verbesserung der Arbeitsbedingungen unbedingt erforderlich, 
und zwar in allen Ländern, führt des weiteren der Teil 13 ih 
ersten Abschnitt aus. es ist mın in dieser Hinsicht im Ssar- 
gebiet geschehen ? Wohl müssen wir anerkennen,daß die Regie- 
rungskommission nach Tr Hin und Her endlich im November 
1924 das Arbeitszeitgesetz erlassen hat gegen den Widerstand 
mächtiger Kreise des Daargebietes. Aber ünsere Ingrkenmung 
würde viel größer sein, wenn man die Arbeitszeit bereits früher 
ee ger epeit hätta,bereits gesetzlich geregelt hätte ‚als 

ie ersten Forderungen der Arbeiter in dieser Hinsicht gekon- 
men sind. Unsere Anerkennung würde auch noch SrÄßer sein,wenn 
man wirklich den Achtstundentag und die 48-Stundenwoche so ge- 

u: geregelt hätte, wie die Forderung der Arbeiter und. 

des Lendesrates war. Das ist aber nicht der “all. Man hat die 

Öchstarbeitszeit festgesetzt, so wie sie am 8.November 1924 
vertraglich vereinbart wer. \an hat aber wieder Auslegungen 
emacht, wo im Tarifvertrag Möglichkeit vorhanden ist, Überstun- 
en zu leisten, da scll auch diese Überstundenleistung ohne 
Zustimmung des Mitgliedes der Regierungskommission für die 

Arbeitsangelegenheiten möglich gemscht werten. Auderersofts 
sehen wir, daß die Arbeitgeber und auch sehr viele Deamte des 
Seargebietes die Verordnung nicht so auslegen, wie sie objektiv 
ausgelegt werden müßte. Auch glauben wir darauf hinweisen zu 
sollen, daß die Negierungskommission unbedingt wenigstens da- 
rauf sieht, daß die Arbeitszeitverordnung so eingehalten wird, 
wie die Arbeitszeit in der Verordnung festgelegt ist. Denn man 
macht dann nür Gesetze, um Carauf zu sehen, daß sie auch ein- 
gehalten werden, Es ist deshalb notwendig, daß die Aufsichts- 

‚organe ‚die die ann eng der Verordnung in die lege zu lei- 
ten haben, Anweisung von der Regierung erhalten, deß die Ver- 
ordnung, die uns ns endgültig befriedigt,wenigstens einge- 
halten werden muß. Nech dem Teil 13 des Verseiller Vertrages 
ist auch die Sicherstellung eines lohres, der angemessene De- 
seinsbedingungen erfüllt und gewährleis;et, durchzuführen. Wie 
sieht es in dieser Frage im Völkerbundsgebiet unter der 5 jäh- 
rigen Tätigkeit der Völkerbundsregierung aus? Von angemessenen 
Daseinsbedingungen ist bei den Arbeitern, Angestellten und un- 
teren Beamten nichts zu sehen. Im begenteil,deren lage war nie 
so Schlecht, wie gerade gereR: Löhne und “ehälter von 400,500 
und 600 Franken monat!ich sind an der Tegesordnung,während dem 
andererseits aber die höheren Besmten Gehälter von 2000,3000 
4000 und schließlich noch mehr Franken monatlich erhalten. 
Während die Lohn-und Gehaltsempfänger der unteren Besoldungs- 

"uppen immer mehr und mehr der Verelendung anheimfallen, wird 
die ge der oberen Beamten andauernd verbsssert. Ja,auch die 
ehälter der Regierungskommission werden immer den Verhältnis- 
sen angepaßt. Ohne are reg er Streiks bekommen die Herr- 

Schsften ihre Forderungen bewilligt. Denn wir haben auch wie- 
der vor einigen Tagen lesen können, daß eine Gehaltserhöhung 
von 25 % für dieselben vom Völkerbundsret zugesagt worden ist. 


(Zaruf Ulrich: Hört,hört !) 
Also von einer sozialen Gerechtigkeit ist such, wie _es nach 


dem Teil 13 des Versailler Vertrages sein müßte, im Seargebiet 
keine Spur zu sehen. 


(Zuruf Bretter: Sehr richtig !) 


Das ist die soziale Gerechtigkeit,welche oberster Grundsatz 
einer 
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einer Völkerbunäsregierung sein sollte, die sogar noch den aus- 
ländischen Beamten eine Sondersvellung einräumt. Nach dem Ver- 
sailler Vertrag müßte es aber auch oberster Grundsatz der Re- 
jerung sein,die Sozialversicherung weitgehendst auszubauen, 
doch muß auch _da wieder gerade von uns festgestellt werden, 
daß da sehr vieles "faul ’im Staate Dänemark" ist. 

Die Sozialversicherung ist von der deutschen vozial- 
versicherung abgetrennt und selbständig gemacht worden. Jedoch 
wurde sie nicht verbessert, sie hinkt andauernd weit hinter 

er Sozielversicherung des übrigen Deutschlands zurück. Seit 
ahr und Sag fordern dis daran interessierten Kreise einen Aus- 
bau dieser Versicherung.llatürlich Herr Schmelzer vertritt diese 
Auffassung nicht. Es wirä ja auch wieder so sein, daß_sein 

er reigenosss nachner DACH FEB hätte andamernd diese Forderungen 
zu vertreten. Sämtliche ersicherungsgesetze haben sich gegen- 
über ihrem Stande in der Vorkriegszeıt sehr verschlechtert ‚und 
es ist dringend ein Ausbau derselben notwendig. Seit 1 //?2 Jah- 
ren fordern die Bergarbeiter die sinngemäße Einführung des 
u eknappsolieftagege zes und eine durchgreifende Form ces 
Knappschafiswesens. Bis jetzt leider immer ohne ärfolg. Verhand- 
lungen sind mit der _Bergwerksdirektion,dem Überber gamt,den 
Verwaltungsrat der Ssargruben, cer Regierungskomnmission und dem 
französischen Arbeitsminister geführt worden. Letzterer hat 
wohlwollende Früfung und Beschleunigung der Angelegenheit zu- 
ges ‚ Auf Verlangen des französischen Arbeitsministers haben 

ie I u ee demseloden eine Denkschriit ein- 
gereicht, worin sie wieder eingehend die Forderungen der Berg- 
arbeiter begründet haben. Der Iranzösische Staat ist über die 
Einführung des Reichsknappschaftsgesetzes befragt worden. Es 
fanden auch Verhendlungen bei Gem Herrn Fräsidenten Ger Regie- 
rungskommission statt. Der Herr Iräsident erklärte damals, daß- 
die Einführung des Reichskneppschef;sgesetzes aur dann getätigt 
werden könne ‚wenn der französische Staat diesem zustimm:. Sr 
wies derauf hin, dgß der französische Staat nach dem Versailler 

A 


Vertreg in dieser Sache seine Zustimmung geben müßte, Auf rund 


dieser Ausführung nehmen wir en, hat man den französischen Staat ' 


such Berengt, Auch in dieser »ache glauben wir feststellen zu 
sollen, daß die Hegierunrgskommission den Versailler Vertrag 
einseitig zugunsten Frankreichs auslegt. Denn nach 5 23 Ab- 
satz 3 des Saarstatuts zum Versailler Vertreg darf chne Befre- 
gen des französischen Staates keine Abänderung der im $ \2 
vorgesehenen Bestimmngen über die Pergwerkshetriebe erfolgen, 
' während dem von den Knappscheftsiragsn in diesem FPeregraphen 
nichts geredet ist. Eine Anderung kenn nur_dann ohne Befragung 
gemacht werden, wenn diese Abänderung dis Folge einer alligemei- 
nen vom Völkerbund beschlossenen Arbsitsragelung ist. Im $ 12 
des Versailler Vertrages ist aber keine Silse von den Alters- 
renten und Imvalidenrenten der Arhsitnehmer die Rede, Kein Jota 
wird von einer Knappschaftsrersicherung clorten gesagt. Nur die 
sesetze, die zur Ausbeutung der Gruben und ihrer Nehenanlagen 
notwendıg sind, sind in diesem Faragranhen Aargezogen, und sind 
auch gemeint. Die Alters-und Invslidenfenten werden jedoch nur 
in den 98 4 und 24 behandelt. Wenn die Väter ces Versailler Ver- 
nrages in diesem Falle die lefregung des französischen Staates 
hätten festsetzen wollen, denn hätten sie sicher euch zum Min- 
desten in dem 3 23 Absatz 3 neben dem $ 12 auch den Y 4 ange- 
zogen. Das ist jedoch nicht der all. Wenn aber die Ser aBung 
des französischen Stsates wirklich in Frage käme, so dürfte 

doch dieselbe nicht enders ausseher, wi2.die Befragung des lan- 
desrates. Der Landesrat ist ;a auch bei Anderung der Gesetze 

zu befragen. Wir sind des Öfteren befirag; worden. Wir haben 

sehr oft festgestellt,daß man auf unsere Sutäachten gar keinen 
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Wert gelegt hat, Wenn men nun auf unser Gutachten oder auf 
unsere Ne inung keinen Wert gelegt hat und die Befragung wirk- 
lich nur als "Anhörung" auslegt, so derf man aus. dem Wort"Be- 
fragung” nicht zugunster des iranzösischen Staates das Wort 
"Zustimmng" hereuskonstruieren. 


| 
| 
(Zuruf: Sehr richtig !) 


Deshalb vertreten auch wir die Auffassung wieder .daß in diesem 
Falle die Regierungskonmission,wenn sie wirklich diese Auffas- | 
sung vertritt,den Versei'ler Vertrag einseitig zugunsten Frank- | 
reichs eusleg?. Es wird besonders die aufgabe des saarlän-- d 
dischen Mitgliedes der Regisrungskommission sein,-Herr Xiefer, | 
haben Sie keine Angst,ich schimpfe nicht über ihn. 


(Zuruf Kiefer: Es scheint, Sie haben .'agst!) 





“ . “ u - 
Es wird besonders die Aufgabe des Herrn Koßmann sein,deß er 
sich dafür einsetzt, besonders als früherer Bergmenn und Ar- 
beitersekretär, 


a un rc uugunäe 
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(Zuruf: Sehr gut !) 


daß die verbrieften Rechte der Bergarbeiter im Seargebiet ge- 
wahrt werden, daß suc!. eine angemessene und durchgreifende 
Re ; E N . E 
Reform durchgeführt wird. Jies ist dringend notwendig. Ich 
brauche Ihnen nicht mit Zahlen zu dienen,sber ich sage Ihnen 
nur eins; _ J BANN 
R Seit dem “ahre 1907 betrug die Änspyschaftspension 
über 35. % von jeweiligen Hansraur chschnitsslohAn,sie beträgt 


u e e 


heute noch 18 %. Wean wir !rauen-und Kındergeld mit einrech- 


nen und 2 Xinder im Durchschnits ennehmen,. dann beträgt sie 
noch 15,9 %,währenä dem sie bereits 1882 ım Anfergsstadium dsr 


e = 


deutschen Sozinlgesetzgebung 32 A ron dem Aamaligen dauer lohn 


rn BEL um nr ng nn a inggnenn ya 
= ._ 77 BZ > nen un ar 


6 Goldmark,das würden musmAchen umgerschnet mal 4,6 = 119,60 


Denn es kann auch nicht andauernd so weitergehen, deb man 
schematisch die Renten erhöht, gieichmäßig erhöht und nicht 
die langjährige Mitgliedschaft ocsr auf Grund dieser Mitglied- 
schaft verdiente Rechte weiter aufrech; erhält und garantiert. 
Bin kleiner Unterschied muss wieder in der invalidenversiche- 
rung durch die neue Keforn aurchgeführt werden. / 

In der Unfal)--, Xranken- und Angestelltenversicherung 
ist dasselbe zu verzeichnen. Als wir seinerzeit eine Erhöhung 
der Unfallrenten benntragten, schrieb uns der Herr Präsident 
der Regierungskommission zurück, die amıen Unternehmer des 
Baargebietes 
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t Zurüf Vlrkeh; "Hört, Kört!?) 


seien nicht in der lage, eine sclche Belastung tragen zu kön- 
nen, : 


( Zuruf. Bretiar: "Hört, hört!” ) .# 


die durch die Erhöhung dar Unfallrenten in die Erscheinung - 
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reten würde. Nachdem sie letzte unzureichende Erhöhung 

urchgeführt wurde, haben die heiden Bergarbeitterorganisa- 

ionen eine weitere gemsinsame Bingshe gemacht, weil die 
Erhöhung ja so minima.. war, da? sie überhaupt nie draußen 
vertreten werden konnte. Es rurde uns iedech geantwortet, 
daß man vorläufig an eine Erhöhung der Renten gar nicht . 
denkt. Trotzdem disse font nicht einmal die Hälfte von dem 
ausmacht, was sie in der Vorkriegszeit eusgemacht hatte und 
weit, welt hinter der iente, die im übrigen Deutschland ge- 
währt wird, zurückbleibt, denkt die Regierungskommission 
nicht daran, eine Erhflung derselben durchzuführen. Auch 
da steht dis ganze Einstsllung der Resierungskommission | 
diametral ihrer eigenen 3sgründung und dem Teil 13 des Ver- 
sailler Vertrages Zsgenüber. 


In der Angesteiltenversicherung ist wiederholt die 
Erhöhung desz Ruhegeldes beantragt worden. Tie Abteilung So- 
zialversicherung ha: jet.“ vor, einen Erlass herauszugeben 
wo eine Aenüerung dieser Versicherung unä eine kleine Erhöhung 
des Ruhegelaes gewährt wird, Dieser kr.ase soll herausgegeben 
werden ohne Anhörung dss „andesrates. Diese Abteilung stützt 
sich auf Gen Artikei 21 der Verordnung betr. Umstellung der 
Sozialversicherung auf den Franken. „ch habe zu betonen, daß 
euf Grund dieses Artikels 21 keine Kan derang des Gesetzes kon- 
struiert werden kann. Nenn Gieser Artikel 21 besagt aus- 
drücklich, daß nur eine Aenderung der Geläbeträge ohne Anhö- 
rung des Landesrstes durch den Träsidenten der Regierungs- 
kommission durchgeführ; wsrden kann. ”>s aber die Abteilung 
Sozialversicherung machen ill, dss ist eine Aenderung der 
Verordnung se!.bst. Dagegen protestieren wir! Denn es ist 
seit Kängerer Zei; geforcer‘; sorden, daß das Gesetz geändert 
werden soll, und es wärs längst die Möglichkeit vorhanden"”ge- 
wesen, dem Landesrat eins dieshezügliche Vorlage zu machen. 

s wärs Zeit und Gelegenheit genug dagswesen, ®uch endgültig 
eine angemessene Erhönung des Ruhegssides Turchzuführen. Nach 
den Ausführungen des Herrn Mirissers Koßmann, auf_die ja auch 
mein Vorreäner, Herr Kiefer, angespielt hatte, sollten doch 
die Rechie des Tandasrates erweitert werden. Nach diesen 
Fragen kann man aber foststellen. daß man sie sogar noch 
schmälern will, daß einzelne Bestimmungen ohne Befragung des 
Landesrates geändert werden sollen. 


Ueber die snäsren Fragen der Sozialversicherung will 
ich garnichts mehr sagen, ich wii! Gie Herren nicht noch ein- 
mal mit diesen Fragen aufhalten. Aber ich betone ausdrück- 
lich, daß die Regierungskommission endlich an den Ausbau dor 
Sozialversicherung hersngehen muss, und dat auch alıe Herren 
des Tandesrates und alle Vartreter Ges Iandesrates, ganz einer- 
lei, welcher Parteirichtung sie engehören, endlich mit uns 
diesen Ausbau ganz energisch verlangen müssen, damit diese 
Gesetzgebung wieder so gestaltet wird, wie es in der Vor- 
kriegszeit war und wie sie im übrigen Deutschland jetzt wie- 
der durchgeführt ist- 


Eine Völkerbundsregiemne hätts des weiteren die Auf- 
abe, die Betriebsdempokarzlie durchzuführen. Das Betriebsräts- 
gese z müsste im Soargehiet most eingeführt sein. Tie Be- 
riebsräte müssten hereits sei; längerer Z7si5 ihre Vertretun- 
en im Aufsichtsrat haben. Das Mi thestimmungsrecht der cc 
Sitnehmer müssts längst erweitert und gesetzlich geregelt 
sein. Die Arbeitgebersertreter in der ıiberaien Volkspartei, 
| besoncer 
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besonders Herr von Vopelius und Herr Röchling, hädben sich 
ja des OQefteren in Versammlungen für die Betriebgräto und 
ür das Betriebsrätegesetz ausgesprochen. Ich bin der Auf- 
fassung, wenn die Regierungskommission eine gesetzliche 
Bog9 „une nicht in Angriff nehmen will, dann soll&n dic Her- 
ren doch einmal von sich heraus einfach den jetzt bestehen- 
den Arbeiterausschüssen freiwillig diese Rechte einräumen! 


( Zuruf Brettar: "Sehr gut!" ) 


Dann werden wir auch sehen, daß ihre Ausführungen ernst ge- 
meint waren und nicht leere Redensarten waren! } 


( Zuruf Brettar: "Stimmüungsmache!" ) 


Es wird notwendig sein, wenn diese Aautährongen von den Herren 
ernst zu nehmen sind oder ernst genommen werden, daß sie bahn- 
brechend in diesen Fragen im Saargebiet wirken Und die Re- 
ee einfach vor vollendete Tatsachen stellen! 

iese Bitte richte ich an die ee die 
in den Versammlungen mit uns das Betriebsrätegesetz gefordert 
haben und sich auf diesen Boden gestellt hatte. 


Im Bergbau sind immer noch die :alten Bestimmungen 
über die Sicherheitsmänner maßgebend, die schon bei ihrem 
Erlass im Jahre 1909 als "weiße Salbe" verschrienn worden 
sind. In den anderen Betrieben des Saarg bietes sind die nach 
dem Hilfsdienstgesetz erlassanen Bestiumungen über die Ar- 
beiterausschüsse maßgebend. 


"ährend im übrigen Deutschland die Reichsverfassung 
die Betriebsräte verankert hat, hat man im Völkerbundsgebiet 
trotz Teil 13 des Verssiller Vertrages noch die alten nichts- 
sagenden, rechtlosen, längst überhnlten Bestimmungen über 
die äArbelterausschüsse und Sicherheitsmänner. Auch da müsste 
eine Aenderung Platz greifen. 
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 5s ist aber auch dringend die BABe<ung des Schlich- 
tungswesens wie im übrigen Deutschland notwendig. Das obli- 
Bere reche Schlichtungewesen ist durchzuführen. Desgleichen 
er Ausbau des Tarifrechtes, die rer gesetzliche Re- 
petung der Arbeitszeit, sowie die Schaffung eines einheit- 
ichen Arbeitsrechtes und die Sildung der Arbeitsgerichte ist 
in die "ege zu leiten. ”o bleibt die sozirle Gerechtigkeit, 
wenn man nicht an den Ausbau dieser Forderungen geht? "o 
bleibt die Begründung der Regierungskommission? 0 bleibt 
der Teil 13 des Versailler Vertrages? "enn men diese Fragen 
nicht endgültig im naresn1a% erledigen will! Es ist endlich 
Zeit, deß man Sich nicht nur auf den Teil 13 des Versailler 
Vertrages beruft und schöne Redensarten macht, sondern es muss 
auch etwas Durchgreifendes geten werden! Das Saargebiet müsste 
als Völkerbundsgebiet in dieser Frage nuhnbrechend wirken! | 


N Proz 


5 


( Zuruf Brettar! "Sehr gut!" ) 
Es müsste an erster Stelle der .elt dastehen! 


Der Arbeitskammer fallt im Verein mit dem Landesrat 
die Aufgabe zu, alles zu versuchen, damit es im Suargebiet 
endlich anders wird. Bis jetzt hat die Regierungskommission 
versagt. Zu ihrem Vorteil wollen wir mal. annehmen, daß höhere 
Verhältnisse sie beeinflusst haben mögen. Die neue Zusammen- 
setzung der Regierungskommission jedoch und der neue Kurs 

in 
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in Frarkreich bringen es mit sich, daß man endlich erwarten | 
kann, daß etwas Durchgreifendes im Saargebiet geschieht! % 
Die bebergangszeit wird die Rezierungskomission hinter sich #% 
haben, denn die neuen Männer sind bereits ein Jahr da; der N 
neue Kurs in Frenkreich ist euch bald ein Jahr d=a. Und die N 
Vebergangszeit müsste meiner Auffassung n=ch bereits voll- 
ständig vergangen sein. 


( Zuruf Ulrich: "Gar keine Hoffnung!‘ ) 


Männer der Völkerbundsregierung; heraus mit dem neuen Kurs! E 
Auch meine Herren Arbeitgeber des Saargebietes, ganz einer- 1 
lei, ob sie deutsch oder französisch sind, heraus nit de 
Rechten, auf die Nie Ärbeiterschaft nach dem Verseil er Ver- 
treg einen Anspruch machen kann! 


6( Zuruf Brettar: "Sehr gut!" ) 


‚Ich muss betonen, daß es sehr viele deutsche Arbeit- 
geber hier in Saargebiet ibt, die noch viel rückständiger 
wie die französischen sind. Denn „ir können feststellen, 
die Bergwerksdirektion, vielmehr der französische Staat, hat | 
der Ärbeitskammervorlage zugestimmt, aber deutsche Arbelt- \ 
gebervertreter haben sie abgelehnt! = 


( Zuruf Ulrich: "Hört, hört!“ ) 





Es ist eine Schmach und eine Schande für die deutschen Ar- 
beitgeber des Saargebietes, eine solche Stellungnahme in | 
einer solch wichtigen Frage für die Arbeiter einzunehmen! = 


( Zuruf Brettar: "Sehr richtig!" ) 


Ich kann deshalb die Auffassung dieser Herren nicht vertre- 
ten. Lobend müssen :ir anerkennen die Haltung des Handwer- 
kerbundes und der Handwerkskemmer. JefAoch die Haltung der ‚ 
deutsch-saarläncischen Hanlelskemmer, des Arbeitgeberyer- 
bandes für die Saarindustrie, des Schutzvereins für die | 
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Schwerindustrie und des Arbeitgeberverbandss für das Bau- 
er, diese Heltung kann ich nicht verstehen. An deren 
altung ist zu ersehen, daß die Herrschaften nicht aus ihrer 
Haut her>uskonmen können! Daran ist zu ersehen, daß sie ihre 
reaktionäre Einstellung, die sie in der Vorkriegszeit hatten, | 
immer noch beibehalten haben; sie lehnen mit banalen Grün- | 
den die Errichtung einer Arbeitskammer ab. Ich habe auch die 
Auffassung, daß verschiedene Herren des Iandesrates der Er- | 
richtung der Arbeitskammer nicht sehr ee ar Ber if 
stehen und nicht so sehr davon erbaut sind. Ja man Kann so- 
gar die Auffassung haban, daß man die Beratung der Vorlage 
sehr in die länge gezogen unä verschleppt hat. Aus welchem & 
Grunde, Stüstent sich neiner Kenntnis. Anfangs Januar ging 1 
uns bereits die Vorlage zu und jetz“ in der Mitte des März "il 
sind wir erst in der Lage, im Plenum die Vorlage beraten zu hi 
können. Ich vermute, daß auch da sehr Veiles mitgespielt hat, | 
um die Sache über Gebühr in die länge zu ziehen. Verschiedene |} 
Herren des Landesrates haben da meiner Auffassung nach hin- j 
ten herum die Verzögerung in die ege geleitet. N 
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Zur Vorlage selbst habe ich im Auftrags meiner Frak- 
tion zu erklären, daß wir dem Kommissionsentwurf, sowie er 
aus der Beratung hervorgegangen ist, zustimmen und ausdrück- 
lich habe ich zu betonen, das die Regierungskommission diesen 

 Kommissionsentwurf 





— 


Zr IE ET u in nn nn mn un Ma u. h A. a 7° 
Te EEE ET Hure ee DEE TRETEN TE BET 


ki 1 





BAT. 


Kommissionsentwurf aber auch sur Verordnung erheben soll! | 
Vor allen Dingen forcern wir, daß die Organisationen ihre ih 
Vertreter selbst bestimmen, selbst benennen können! ] 


( Zuruf Dr.Sender: "Sehr richtig!‘ ) 


Daß nicht die Regieruugskommission sich für die 15 Mandato 
45 Bewerber vorschlagen lässt und sich aus diesen 45 ihre 
geeigneten Leute hereussuchen kann! Man darf zu den Organi- 
sationen des Snargebietes das Zutrauen haben, daß sie selbst 


in der Lage sind, dio geeigneten Leute vorschlagen zu kön- 
nen! 


( Zuruf Brettar: "Sehr gut!“ ) 


Grundsätzlich vertritt die sozialdemokretis.:he Fraktion die 
Auffassung, adaß_bei der Zusanmmensetzung der Arbeitskammer 
die direkte ’ahl das gegevene wäre. "ir haben jedoch nach 
reiflicher Veberlegung dea S5aendpunkt vertreten, daß wir 
nicht offiziell die direkte '=hl fordern und beantragen 
weil denn die Zusaumenseizung der Arbeitskammer wieder dem 
Zufall überlassen :öre. Durch das_von der Regierungskommis- 
sinn im Saargebist eingeführte ''ahlsysten mif freien Listen, 
mit dem sogenannten Streichsysiem, ist nicht die Gewähr da- 
für geboten, daß wirklich die Vertrauensleute der Gewerk- 
schalten in die Arbeitskammer koumen. Deswegen haben wir die 
direkte :ehl nicht verlangt, nicht vertreten, weil wir eine 
roße Gefahr darin ersehen, wenn dieses Streichsystem auch 
ür die Arbeitskammer maögebead wird. Hätten wir im Saarge- 
biet Verhältnisweh. mit gebundenen Listen, wie es im übrigen 
Deutschland durchgeführt ist, dann hätte sich meine Partei 
mit eiler Macht für die direxte \;ahl ausgesprochen. Das ist 
nicht der Fall, deswegen haben vir uns die Geschichte anders 
überlegt. 'ir stimmen leshalb für die Ko.missionsfassu 
daß die Vertreter der Gewerkschaften von denselben selbs 
benannt werden sollen. Für diese Fassung haben sich ja auch 
sämtliche Gewerkschaftsricatungen ausgesprochen. Die Fassung 
ist auch bei der Zusammenseizung des Reichswirtschaftsrates 
in Deutschland und in Frankreich schließlich angenommen. 
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Ich habe dann des weiteren festzustellen, daß wir auf 
dem Stendpunkt der "Arbeitskammer" stehen, wie sie z.B. von 
allen Gewerkschaftsrichiungen vertreten worden ist. Die 
Arbeiterkammer", die das Parteiorgan der Kommunisten verlangt 

at, im Verein mit der Hendelskammer und den Arbeitgeberver- 
bänden, lehnen wir eb. Sie war vielleicht vor 10 oder 20 
Jahren von den Gewerkschaftn damals gefordert worden, weil 
damals andere Verhältnisse gewesen sind. Heute ist die 
Macht des Arbeitnehmers durch die Taktik der Gewerkschaften 
so gestärkt worden, daß man zusammen mit dem Arbeitgeber über 
Iohnfragen und Fragen des Arbei tevertrages verhandeln kann 
Das war früher nient. In der heutigen Zeitperiode muss man 
deswegen auch die Arbeitskammer vertreten, weil man auch darin 
dem Arbeitgeber nach und nach dies ord jenes abholen kann 
und den "iderstand beseitigen muss, 


4a PrOZ 


( Zuruf Eifler: ‘Das wird ein schöner Kuhhandel!" ) 
den Ausbau des Arbeitsrechtes zu sabotieren! Ob das ein Kuh- 


handel wird oder nicht, Herr Bifler, auf jeden Fall muss das 
auch Euch zu denken geben! | 
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( Zuruf Bifler: "So sehen Sie aus!" ) 


“ir vertreten deshalb auch die Arbeitskammer, in der auch 
die Angestellten und srbeitgeber vertreten sind, damit in der 
Arbeitskammer der "iderstand des 


Arbeitgebers gegen den sozialen 
Fortschritt gebrochen wird! 5 geg 


( Iachen des lierrn Eifer. ) 
( Zuruf Sticher: "Den Beweis haben wir schon!" ) 


Ich kain grundsätzlich den Ausführun 


en meines Vorred- 
ners zustimmen. Ich will mich dechelb kutz 


assen, 
( Zuruf Kratz: "Kurz ist anders!" ) 


Vor allen Dingen habe ich zu betonen, daß für die Zusammen- 
setzung der Arbeitskammer die Grundsätze, die für die Zusan- 
mensetzung der internationalen Arbeitsorganisation maßgebend 
sind, maßgebend sein müssen. Es kann nicht so gehen, daß man 
auch "gelbe" Berufsorganisationen zulässt, sonst könnte es 

auch so kommen, daß man vielleicht wieder re lieiöse Gewerk- 
schaften errichtet und wir hät*en dann in der rbeitskammer 

in den gelben und den religiösen Gewerkschaften schließlich 
eine Vertretung, die nie d.n Grunds.tzen des Teiles 13 des Ver- 


sailler Vertrages und der Begründung der Regierun;skommission 
entsprechen kann. 


Ich koüse zum Schluss. 
( Zuruf aus dem Zentrum: "Es ist aber auch Zeit!" ) 


is habe im Auftrage meiner Fraktion folgendes Gutachten abzu- 
geben: Ä 


. 24? .sgzisldemokratische Fraktion des Lendes- 
rates sticat dem in den Beratungen des ndesrates 
aufgestellten Kommiesionsentwurf betr. Errichtung. 
einer Arbeitskammer im Saargebiet zu. Sie brwarfot, 
daß die Regieruneskommission dissen Ent-urf zum (e- 


—_. 


setz erhebt und stell; gleichzeitig nachfolgende 
dringende Forderungen auf, über weiche die Regie- 
rungskommission das Gutachten der Arbeitskammer 


ER landesrates so bald ie möglich einholen 
'soli: 


1) endgültige kesetzliche hegelung der Arbeitszeit; 


2) Einführuns des Betriehsr:tezresetzes und der 
damit verbundenen weiteren vesetze; 


3) Regelung des Schlichtungswesens, ähnlich denselben 
im übrigen Deutschland; 


4) Ausbau der gesamten Sozialversicherung mit an- 
gemessener SIrhöhung aller Leistungen aus der- 
selben; 


9) Errichtung einss srubensicherleitsamtes und wei- 
teren Ausbau des’Schutzes der Arbeitnehmer gegen 
Unfall und Berufskrankheiten; 
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309; 


6) Ausbau der Arbeitslosenfürsorge und Regelung 
des Arbeitsnachweisvesens; 


7) Ausbau und Verbesserung der Jugend- und 
Frauenschutzbsstimmungen; 


8) Regelung des Fortbildungsschulwesens unter 
Beteiligung der Arbeiterschaft an der Schulrver- 
waltung; 


9) Aufhebung der Verordnung betr. Abänderung 
des $ 152 der Gewerbeordnung: 


"ir fordern von der Regierungskommission weiter die Schaf- 


fung eines einheivlichen Arbeitsrechtes, Zusammenfassung 
7 v . \ 4 - Be: u e “ 

desselben in ein Gesetzbuch der Arbeit mit Bildung von 

Arbeitsgerichten. " 


Diesen Forderungen müsste eine Völkerbundsregierung in 
Bälde entsprechen können, 


(Bravo; bei den Sozialdemokraten. ) 


orsitzender: Meine Herrsn! Der Abzeordnste Hoffmann glaubte eine 


Verschleppung darin zu erblicken, daß die Vorlage betreffend 
die Errichtung einer Arbeitskammer im Saargebiet erst heute 
verabschiedet wird. Ich fühle mich verpflichtst, dareuf hin- 
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zuweisen, daß die gegemärtige Sıitzungsperiode die arbeitsreich- } 


ste ist, die der Lancesrat überhesupt genabt hat. Tir hatten 
45 Vor.agen zu beraten und sind heute so weit, daß noch 3 Vor- 
legen rückstäöndig sind, die von außsrordentlicher Tragweite 
für das "rtschaft leban sind. Und So laube_ich, dB wir 

uns mit unserer Arbeit sehen \assen können und daß von einer 
Verschleppung nicht gersdet werden kinn. Gerade aus Arbeiter- 
kreisen wurds eine gründliche Berdung verlangt, und daß diese 
gemacht wurde zeigt sich Carin, da? dieser Veroränungsentwurf 
einem neuen Entwurf Platz. machen musste. Der Landasrat kann 
somit mit seiner Tätigkeit zufrieden sein. 


( Bravo - Rufe! ) 


Das "iort hat der Abgeordnete Heckier! 


eckler (K.P.): Meine Herren! Die vom Hohen Völkerbund eingesetzte 


Regierungskommission zur "ahrung und. Veriretung der Interessen 
des französischen Imperi:.lismus ?n der Saar, setzt ihre Tätig- 
keit fort. “ir haben von ihr sehr wenig gemerkt, daß sie für 

die Arbeiter sorgt und werden ir. der Aukunft auch nichts davon 


merken. as die Regierung gemacht het, war, dem Landesrat, der 
nichts zu sagen hat, Gesetzentwürfe vorzu.egen zur Besutachtung. 


Die Gutachten wandern demn in den ?apierkorn. Ins liegt heute 
eineGesetzentwurf vor, der die Schaffung einer Arbeitskammer 
im Saargebiet vorsieht, dessen einziger Vorteil darin besteht, 
daß irgend ein Bonze eine gut bezahlte Stellung erhält. 


(.Große Unruhe - Tschen - unverständliche Ziischenrufe. ) 


Der landesrat hat nichts zu sagen, die Ärbeitskammer hat über- 
haupt nichts zu sagen und stellt nur eine Bs ruhlgungep111e dar. 
Die Denkschrift besagt, daß üiese Arbeitskarmer dem Interna- 
tionalen Arbeitsamt im Völkerbund angegliedert und unterstellt 
wird. Bei dieser Gelegenheit möchte ich die Frage vorlegen, 
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was ist Völkerbund? Und welche Aufgaben hat das Internationale 

Arbeitsamt? Der Völkerbund ist die Vereinigung der westlichen 
Sie gerstaaten. Er hat die Aufgabe, die Interessen und Vorteile 
Frankreichs und Englande wehrzunehmen, Die letzte Tagung hat 


ewiesen, dsß uns der Völkerbund nicht den Frieden brin son- 
VERA SER PELBITSEHBETEL RR SON lnunblailt So enerneltetenge 


( Unruhe - Iachen . ) 


“ir können feststellen, daß in sämtlichen Ifndern die Iage der 
Arbeiterschaft schlechter und elender wir‘, während man in 
Russland einen Aufstieg verzeichnen kann. 


( Lachen ) 


Ihr lacht! Ich empfehle Ihnen die S..arbrücker Zeitung von ei- 
nigen Tagen zu lesen, da steht drin im Handelsteil, daß die 
Handelsbilanz in Russland güm tig stehe, 


( Zuruf Schmelzer: "iissen Sie denn, was eine Handels- 
bilanz ist?" ) 


Meine Herren! Allo bürgsrlichen Partsion hofften, daß in dio- 
som Jahr> dor Völkerbund die Beseitigung dos Präsidonton Rault 
ann wi Sio sind vine en Br Muhr meine 

Irrc ic Verspre f nächst ist & >im- 
nis. Uns kann nn ist, ER 
vertritt dio Interosscn des Kapitals. 


Das Internationalc Arbeitsemt in Genf hat die Aufgabe, 
die Methode auszuklügeln, wic man am besten dic Arbeiter aus- 
beutct. In ulengeP sen Bgülgchte Entlohnung, und auf Grund dic- 
ser immsr schlechter werdenden Entlohnung sammeln sich innerhalb 


* 


der Masson gewaltige Mengen #xplosivstoff an. Schon dio Be- 
setzung, des vor sitzes des Insernationalen Arbzitsamtes durch 
on irüheren französischen Minister Ihomas zeigt uns, daß wir 
ichts zu erwarten, aben, Herr Hof’mann hat sich bapchwert 
über dic hohen Gcnälter der a skommission., mas , 
bozicht auch ein Gehalt ven 220 000 Franken. Und nun zurück 
zur Vorlage selbst» 


Fenn wir uns den Entwurf durchsehen, so finden wir, daß 
die Arboitskammer ein Institut wird, welches den Geist der 
Regicrungskommission ‘atmet von a bis z. Allos bestimmt die 
Rogiorungskommission,. Die Tagesordnung bestimmt dio Regiorungs- 
kommission und befichlt geheime Tagung. Das Personal wird von 
der Rogiorungskommission crnannt und sie hat das Recht, dio 
Gutachton für null und nichtig zu erklären. Wir schen, daß es 
von der Rogierungskommission heißt, alle Rochto vorbehalten. 
gr vn2 ist der intwurf endlich unannehmbar. Dic kommunistische 

artci 


( Zuruf Schmelzer: "Üelcho kommunistische Partoi? ) 


ein Gutachten auf, das eindeutig ist und die Intoressen dor 
Arbeiter vertritt. 


( Zurufe: "Hört, hört!" ) 


Ich werds mir gestatten, Ihnen das Gutachten dor kommunistischen 
Fraktion vorzulesen. Das Gutachten lautet: 


Gesetzentwurf 
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" Gescotzontwurf zur Errichtung ‘einer Arbzitskamer 
im Saargebist. 


2a Rogiorungsko:miss ion des Saargebistes verordnet wie 
olgt: 


Artikel 1 


Für don Bereich dos Saargsbietes wird cine Arbeitor- 
kammer crrichtot. 


Artiköol 2. 


Diose Arböiterkamner hat das Recht, übor sämtliche aus 
den Lohn- und Arbcsitsvorhältnissön untstohendin Strei- 
tigkcoiten zwischen Unternohmer cinörsluits und Arboitor, 
Angcstollten und Beamte andcrerscits zu sntscheiden“ 
Dioso Entscheidungen sind rechtkräftis. 


Vor allom hat dio Arboitorkammer folgende Aufgaben: 


1. die Festlogung cinsr Maximalarbsitszeit und 
dic Ucbsrwachung der allgsmeinsn Durchführung 
dieser Arbeitszcit, dia im Bergbau nicht mehr 
als sioben und in den andcren gewerblichen Bo- 
frigben nicht mehr als acht Stunden bstragen 

’ 


2. die Ueberwachung der Produktion des Saargebietes, 
die Verhinderungen von Betriebsstillegungen und 
der dadurch bedingten %rhöhung der Ardeitslosen- 
zifier. lie Arbeiterkammer hat das Recht, zur 
seen der Arbeitslosigkeit einzelnen Setrieben 
eine entsprechende Anzahl Arbeitslose zur Einrei- 
hung in den Produktionsprozess zuzuteilen. 


3. Die Arbeiterkammer hat das Recht und die Pflicht, 
die Minimallöhne und Gehälter der Arbeiter, Ange- 
stellten und Beamten nach dem von ihr zu errechnen- 
den Existenzminimum festzulegen; 
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4. die Arbeiterkammer regelt alle übrigen Fragen 
welches aus der sozialen Gesetzgebung und aus der 
wirtschaftlichen Lage der Arbeitnehmer, Renten- 
empfänger usw. sich ergeben. 


Artikel 3. 


4 N PYoX 


Die Arbeiterkammer setzt sich zusamanen aus 31 Ar- 
beitnehmern und ebnsoviel Stellvertretern. Die Dauer 
der Ausübung des Mendatas der NMitzlieder und Stellver- 
treter beträgt 1 Jehr. (Als Arbeitnehmer ie alle 
Personen, dis eine Beschäftigung im Sinne.des Versiche- 
che Böschäftisung susgeübt haben). 


Artikel 4. 








Mitglieder der Arbeiterkaumer können werden alle 
Arbeitnehmer ohne Unterschied des Geschlechts, welches das 
&D. Lebensjahr überschritten haben. 


Artikel 5. 








- 2l- 3 


Artikel 5. 





Die "ahl der 'litglieder zur Arbeiterkammer er- | 
folgt nach dem Verhältniswahlsystem._ Tahlberechtigt j 
sind alle Arbeiter. Angestellte und Beamte, sofern sie | 
das’ 16. Lebensjahr überschrittan haben, | 


Artikel 6. 


| ee sind gültig, wenn sie die Unter- 
schrift von mindestens 100 Arbeitnehmern tragen. 


"Artikel 7. 


Die Arbeiterkammer wählt mit einfacher Mehrheit 
aus ihrer Mitte einen geschäftsführenden Aussehuss. 
Derseibe bestshti aus einem Vorsitzenden, dessen Stell- 
verteter, einem Schriftführer und zwei Beisitzern. 


Der geschäftsführende Ausschuss ist nur das aus- 
tührende Organ der Arbeiterkammer. Zur Erledigun 
jeder neuen Angelegenheit muss die Arbeiterkarmer zusam- 
mentreten. Die Einberufung der Arbeiterkammer erfolgt 
durch den geschäftsführend®n Ausschuss. Auf Antrag von 
einem Viertel der Mitglieder muss der Ausschuss die Ar- 
beiterkemer zusammenrufen. 


Sämtliche Unkosten der Arbeiterkammer und die den 
einzelnen Mitgliedern äurch ihre T.tigkeit entstehenden 
Unkosten in der Arbeiterkaumer trägt die Landeskasse. 

Artikel-9, 


Das Gesetz tritt sofort in Kraft. 
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Meine Herren! Sie haben diesen Entwurf gehömt und Sie 
werden mir nicht abstreiten, daß für diesen Entwurf keiner Unter- 
nehmer des Saargebietes stimüt. 


( TLachen - TUnruhe ) 


Ko 


Das sind die Forderungen der kommunistischen Partei und diese 
entsprechen den 'ünschen der Arbsiterschaft an der Ssar. “ir 
wissen, daß diese Forderungen gering sind und wissen, daß sie 
nicht in die Tat umgesetzt werden können. 


( Lechen und unverständliche Zurufe. ) 


(Bravo - Rufe. ) 







rsitzender: Das "ort hat der Abgeordnete Dr,v.Vopelius! 


«7.Vopelius (D.S.V.): Meine Herren! Ich möchts nicht, da“ meine 
Ausführungen den Erfolg haben wie die meines Herrn Vorrodners. 

Denn es ist ja schließlich nicht meine Aufgabe, soviel Heiter- 

keit euszulösen, wie es meinem Herrn Vorredner gelungen ist. 


Ich 
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Ich muss mich in meiner Stellungnahme zu dem Arbeits- 
kammerentwurf auf einige kurze Ausführungen beschränken. 
En darlbs * gu Dap To aaa RESET eigen seiner run 
‚aaruber Ausaruck gegeben und sich dagegen ausgesprochen 
daß in den Gutachten Abr Bande lekannor un ürbeitesberrerbände 
der Entsurf der Regierungskomission abgelehnt worden ist. 
Dieses Vorgehen ist an sich nicht unverständlich, denn es hat ' 
Be um die rer u die den Körperschaften vorge- | 
egt wurde, _E3.ist v e | 
Hßzope det Re g4@Tungekommt sefoh nicht Ver langt wprdch, ER - 
welche meue Vorlagen zu machen, es wurde ledäg ich um &ine 
Kritik der Vorlage gebeten. Ich darf feststellen, daß diese 
Körperschaften auf einer Linie mit der Kommission des Landes- 
rates marschiert sind, Aus der Halt ng der Körpers haften ei- 
en Gegensatz zu der Annehme der Vor aße !urch lie Irenzösische 
| Borgverna Ye rinn zu wollen, geht nicht an. Es ist 
ekannt, daß die Regierungskommission in solchen Fällen erst 
einmal ihre Entrürfe der französischen Bergverwaltung zustellt, 
um festzustellen, ob sie ihre Zustimmung finden und um das 
 Placet der Bergverwaltung herbeizuführen, d.h. mit anderen 
orten, wenn eine Vorlage der Arbeitskammer vorgelegt werden 
soll, wird sie zuerst vor die Bergverwaltung kommen. Man kann 
daraus keinen Gegensatz konstruieren, er sei denn rein künst- 
licher Natur. Mit den Ausführungen des Herrn Kiefer wie mit 
der übrigen Kritik der Vorlage bin ich durcheus einverstanden, 
ebenso mit der Kritik des Herrn Ho:fmann. Herr Hoffmann hat 
in seinen langen Ausführungen 


(Zuruf Dr.Sender: "Langen und sehr guten Ausführungen! *) 


ausgeführt, daß ich mich schon länger für die Einführung des { 
Betriebsrätegesetzes eingesetzt habe. In Gieser Sonl SZune stehe 
ich nach wie vor zu meinem ‘ort. in msinem Betrieb das Bötriebs- 
rätegesetz jetzt einzuführen, kann ich nicht Tür glücklich hal- 
ten, da das praktisch keinen "ert hat, soweit ich das Betriebs- 
rätegesetz verstehe. Eine einseitige Winführung hat keinen 
Zweck. Die Einführung hat nur Zreck, wenn die gesetzlichen 
Grundlagen geschaffen sind. Ich habe das Bedürfnis sehr oft 
gespürt, zu fordern, deß die Arbeiterausschüsss andere Funktio- 
nen bekömmen, wie sie sie jetzt heben, denn tatsächlich sind 
die Arbeiterausschüsse zu nichts zu gebreuchen, Es kommt oft 
vor, daß die Arbeiterausschüsse sagen: "wir sind nicht in der 
Lage, unserer Belegschaft gegenüber eiwas durchzusetzen. "er- 
den diese als Betrieheräte s abilisiert, so wird es eine leich- 
tere und angenehmere Arbeit z ischen a ER und Arbeit- 
nehmer sein. "enn ich von diesen grundsätzlichen Erwägungen 
ausgehe, komme ich ohne wei‘seres dazu, das Arbeitskanmergesetz 
mit den von der Ko:mission vorgenommenen Aenderungen zu befür- 
worten. Ich bin mit meiner Fraktion der Ansicht, daß es nötig 
ist, daß nicht nur im Saargebiet, sondern in der ganzen \elt 
eine ER IRTAREIUDE zuischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer Platz 
greifen muss. Ich habe dieser Verständigung des Öfteren das 
Fort geredet und wenn man die Presse liest, kann man oft fest- 
stellen, daß das wirtschaftliche Verständnis auf Seiten der 
Arbeitnehmer fehlt. Ich will nicht sagen, daß allein die Ar- 
beitgeber das an Verständnis gepuohten haben, es fehlt 

in allen Kreisen sehr stark daran. Dies würde sich ändern, 
wenn Arbeitgeber und Arbeitnehmer in paritätischer Zusammen- 
setzung zusausenkomuen würden um sich über die lage zu unter- 
halten, um dadurch gegenseitig Verständnis zu finden für ihre 
lage und denn zu einem Ergebniss zu komnen, das zweifellos für 
beide Teile von großem Nutzen wäre. .enn man aber,-wie kürz- 
lich aus einer Versammlung der christlichen Gewerkschaften-, 
hören muss, daß die Unternehmervertreter des Landesrates diese 


Vorlage 
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Vorlage ablehnen würden und wenn man weiter liest, daß davon 
esprochen worden ist, daß die Unternehmer, um ein anderes 
eispiel anzuführen, die Zölle von der deutschen Regierung 

geschenkt bekommen und trotzdem für ihre Arbeiter kein Ver- 

ständnis "itven. so kann ich betonen, daß solche Sachen nicht 
vorkormen würden, wenn eine gegenseitige Unterrichtung statt- 
finden würde. 


Die Vorlage, wie sie ven der Re isrungskommission ge- 
macht worden ist, hat nur einen beschränkten Aufgabenkreis. 
Meine Fraktion hat den ‘Tursch, daß viel größere und weitgehen- 
dere Aufgaben durch die in's leben tretende Arbeitskammer ge- 
löst werden. ich habe mir als Kommissionsmitglied gleich von 
vornherein erlaubt, diese Anregungen zu geben, und ıch freue 
mich feststellen zu können, daß die Kommission durchaus auf 
den Boden dieser Anregungen getreten ist und es verstanden 
hat, eine Vorlage von eirem vis] weitergehenden allgemeinen 
Gesichtspunkt für diese neue Arbeitskamner zur Beratung, zu 
schaffen. Ich habe gesagt, daß ich durchaus seitens meiner 
Frakticn mit dem Intwurfe. wie ihn die Kommission ‘gemacht hat, 
einverstanden bin mit einer kleinen Einschränkung: Die bei- 
den ersten Artikel, wie sie die Kommission ausgearbeitet hat, 
sind mir Goch tatsächlich viel zu spezialisiert. Und wenn 
man besonders den Artirel 2 nimmt, dessen Inhalt ich durchaus 
als berechtigt zur Beratung, zur Beschlussfassung snerkennen 
möchte, sc wird nach meiner Meinung doch cer Grunögedanke et- 
was verschoben, die ganze Sache wird dadurch viel zu einseitig 
wiederum auf die reinen Arbeitnehmerwünsche festgelegt, und es 
wird leicht passieren, wenn man in Zukunft in den Sitzungen 
der Arbeitskanmer zusämnenkommt, daß diese Sechen ganz be- 
sonders bevorzugt werden und vielleicht nicht die nötige Zeit 
vorhanden ist, andere Sachen, die ebenfalis unbedingt dringend 
zu behandein Sein werden, zu besprechen, immer mit dem Hin- 
weis, daß men durcheus einverstanden ist, auch diese Sachen 
zu besprechen, aber die anceren Sachen doch vorgehen, weil 
sie, wie gesagt. zu spezialisiert sind. Heine Fraktion möch- 

Bocha16, daß Artikel 1 ganz kurz gsTasst wird: "Im Saar- 
gebiet wird eine Arbeitskammer errichtet", und sich Artikel 2 
ganz allgemein dann folgendermaßen darstellt: 


aD 


: Der Arbeitskammer fällt die Aufgabe zu, der 


Regierungskomission die Bingaben nd Vorlagen zu 
unterbreiten, we!che die Wahrnehmung der gemeinschalt- 
lichen Interessen sowohl der Arbeitgeber wie der Ar- 
beitnehmer, namentlich aber die Verbesserung der Är- 
beitspedingungen, betreifen". 


Das ist im Wesentlichen das, was die Kommission in Artikel 1 
zusammengestellt hatte, aber weil, wie gesagt, Artikel 2 des 

Kommissionsentwurfes mir zu sehr in Cie Einzelheiten hinein- 
eht, wird von meiner Fraktion die Fassung des Artikel 2 in 
er eben vorgelesenen "eise vorgeschlagen. 


Im übrigen habe ich noch zu betonen, deß es durchaus 
der "unsch meiner Fraktion ist, daß sich die Zusammensetzung 
der Arbeitskammer nicht nur auf die Vertreter der Industrie- 
unternehmungen und des Bergbaues beschränken soll, sondern, 
daB alle Gewerbs eingeschlassen sein sollen, soweit sie als 
Unternehmungen anzusprechen sind, soweit sie Arbeitnehmer bis 
zu einem gewissen Grade boschäftigen. Denn es ist ganz klar, 
daß nicht nur Industrieunternehmungen das Interesse an der 
Durchführung dieses Arbeitskamnergesetzes haben, AunLOEn, daß 
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auch Handel und Gewerbe und Handwerker ebensosehr daran in- 
teressiert sind. 


. Ich möchte hoffen, daß die BSEROORUERBERR Er 
sich dieser Tünsche, die ich mir vorzutragen erlaubt habe, 
besonders annimmt. 


zender: Das ort hat der Herr Abgsordnete Albert! 
(K.u-Ll.): Ich habe dom Gesagten nichts mehr hinzuzufügen. 


zendoer: Zu einer kurzen Richtigstollung hat das !lort der 
Herr Abgsordnete Kiefer. 


(2): Damit sich keins Mißverständnisss feststzen, möchte 
ich auf folgendes verweisen: Es scheint, daß der Herr 4b- 
geor&änste Dr. v. Vopelius sich in etwas geirrt hat. Tenn ich 
vorhin in meinen tinleitenden Ausführungen auf die deutsche 
Handelskammer und die Gutachten anderer wirtschaftlicher Ver- 
bände zu sprechen kam, dann bedauerte ich deren grundsätzliche 
Ablehnung dar Errichtung einer paritätischen Arbceitskamner. 
Diese grundsätzlichct Ablehnung der Errichtung einer paritä- 
tischen Arbeitskammer gehlt klar aus den Auszügın, die der 
Begründung zu dem Entwurf beigefügt sind, hervor. ir bedauer- 
ten dieses deshalb, weil die Errichtung einer paritätischen 
Arbeitskammer den Gedanken der wirtschaftlichen Arbeitsgcmein- 
schaft unterstreicht, den man doch fördern soll, weil er der 
Wirtschaft nach unserem Dafürhalten sich dienlich erweisen 
wird. ir bedauertin, daß die deutsche Hand. Iskammer eine 
reine Arbeiterkammer gefordert hat, weil wir von deren Er- 
richtung nicht das Ersprießliche für die Wirtschaft und das 
erwarten können, wie von siner paritätisch.n Arbeits- 


itzender: Das Wort hat der Abgeordnete Hoffmann! 


mann (S.P.); Ich kann mich den Ausführungen des Herrn Kiefer 
anschließen, daß die Haltung der Arbeitgeberverbände nicht 
ein und dasselbe war, was der Landesrat selbst schließlich 
vertreten hatte. 


Dann muss ich auf die Ausführungen des Herrn Präsiden- 
ten Scheuer erwidern, daß uns Anfang Januar die Vorlage mit 
noch mehreren anderen Vorlagen zuging. Das stimmt, das wir 
sehr viele Vorlagen hatten, daß wir aber während der Zeit 
minder wichtige Vorlagın verabschiedet haben, währenddem die- 
se Wichtige Vorlage bis zu allerletzt liegen geblieben ist. 


( Zumf Kiefer: "Um sie ganz gut zu machen!" ) 
itzender: "Ich muss bemerken, daß diese Vorlage selbstverständ- 
lich noch nicht verabschiedet werden konnte, weil die Kom 
mission mit ihrem Entwurf erst die letzte ‚ioche fertig gewor- 
den ist, die vermeintliche Verzögerung also eingd rein natür- 
liche und sehr einfache Sache. 


N Nır kommen zur Abstimmung und werden am bestdän Artikel 
für Artikel durchgehen. 


Das lort hat der \bgeordnete Hoffmann. 


Hoffmann 


Dar 3 T t ——- u . te - u 9 we nr gg ee oe Y,arn un nn Mae 1 %. 4 Mae) ee. a wer x gu 
i s _ j' * R Es £ 


RER EERRR S 2 0 RB u. a ELTERN Tee Tan ram mm nme e- 


SAY ayasıydmubousss 43730494005 u 7 


4 9 ProX 


7v 

















Hoffmann (S.P.): Ich bin der Auffassung, daß wir en bloc abstim- 
men können, 


Lu ee Lu stimmen ann zunächst über die Minderheitsan- 
röäge ab. | 


Der Artikel i soll wie folgt lauten: 
" Im Saargebiet wird sine Arbeitskammer errichtet. " 
"er für diese Fassung ist, möge die Hand srheben. 
3 Stimmen dafür, die anderen dagegen. 


u 


Der Artixei 2 soll folgerde Fassung erhalten: 


he 
———————— 


y 


Der Arbeitskammer fällt die Aufgabe zu, der Regie- 
rungskommission die Zinseben und “Gutachten zu unteräreiten, 
welche Cie "ehrnehmung der gsemeinschaftlichen Interessen 
sowoh.. der Arbeitgeber wie der Arbeitnehmer, namentlich 
aber die Verbes serung der Arbeitsbe iing ungen betreiien." 


er für diese lassung ist, möge die Hand erheben. - 3 Stimmen 
dafür, die anderen dagegen.- 


DD 


Der Artikel 5 soll fLolgends Tassıng erhalten: 


. Die Arbeitskammer s 
ebern unG 30 Arbeitnehmer 


2% sich zusammen sus 15 Arbeit-- 
n-und ereue): vı.elen Steliver- 

retern. Lie Dauer des Mondates sr lieder und der 
Stellvertreter beträgt 2 Benz: Die St Llvertreter üben 
ihr Mandat nur bei Abweserheit der Mitg liedor aus. . Die 
Mitglieder, die wänrend inrer "mes sdauer ihre Bigenschaft 
als Arbeitgeber oder Zrbeitinehner verlieren, scheiden zu- 
gunsten ihrer Steillverireser aus. 


1% 


De BemmSieR Baer zeiten solche Personen, die eine 
Beschäftigung im Sinne der Verrichsrungsgeseize ausüben." 


er für diess Fassung ist, möge die Hand arneben.- Datür stimmt 
niemand, der Antrag ist somit zurückgezogen.- 


Dann ist formeli abzıstinnen "iher den Komnissionsentwurf- 
"er dafür ist, möge die Hand erheben.- 


Die Kommunisten stimmen dagegen, die übrigen Mitglieder 
stiunen dafür 


De Be u 


"er für das Gustachtsz der Inmmunisten ist, welches Herr 
Heckler vergetragen hat, wöge die. Hang erheben. 


Dafür stimmen nur die Kommunisten, die übrigen Mitglieder 
stimmen asgsgan 


Damit wäre die Vorlage betr. Arrichtung einer Arbsitskammer 
verabschiedet. 
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"ir kommen dann zu Punkt 2 der Tagesordnung betr.: j 


sinführung dertReichsrerordnung über das Erbbaurecht 
vom 15. Januar 1919. 


Diese Vorlage wird nach Uebereinkunft der Fraktionen zur 
nächsten Sitzung zurückgestellt. Die Sitzung findet voraussi.aht- 
lich am Montag, den 23-März ds.Js. statt. Es wird hierbei die % 
Frage des ohnungswesens gestreift werden. Der Herr Staatskom- 
missar ist bereit, hiervon Notiz zu nehmen, um fsstzustellen, 
ob die Regierungskommission etwas hierzu zu sagen hat. 


“ir kommen zum nächsten Punkt der Tagesordnung betr. 


Abänderung des Gewerbegerichtsgesetzes und des Gesetzes 
betr. Kaufmannsgerichte. | Ri 








Hierüber ist Berichterstatter der Abgeordnete Thiel. Be - 
Ich erteile Herrn Thiel das “ort. e 


iel (2.(: Meine Herren! Die Komission hat sich mit der Vorlage 


beschäftigt._ Im $_2 unter Ziffer 1 wird der Zrischensatz ge- 
strichen, =elcher lautet: 


" soweit sie bei Ausübung ihrer gewerblichen Tätigkeit 
nicht als Aufsichtspersonen über die in Abs.1l Genannten 
anzusehen sind und "» 


Ferner wird die Ichn- und Gehaltsgerenze von 15.000 auf 13.000.- 
Frces. festgesetzt. 
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Die Verordnung betr. Erhaltung der Kriegergr.:ber aus dem 
Jeltkrieg wird in der Kommission ohne Aenderungen BRSSLGBIEn. 
Die Kımmission empfiehlt dem Plenum die innahms der Vorlagen 
ohne Debatte» 


orsitzender: Das "ort zur ersten Vorlage hat der Abgeordnete Kratz! 


ratz (2.): Meine Herren! Ich habe zur Vorlage das "ort erbeten, | 
weil es notwendig erscheint, vei Verabschiedung des Gesetzes h 
betr. Abänderung des Gewerbegerichtszesetzes und des Gesetzes | 
betr. Kmufmannsgerichte einen Apell an die Regierungskommission 
zu richten zur Beseitigung eines Ausnahme-Gesetzes, das dem 
"illen der Regierungskommission entsprungen ist. 


Proz 


n 


Die Gew«rb»n- und Kaufmnnnsgerichte sind Fachgerichte für 
Angestelltno. Dic Zuständigkeitsgronze war früher „00.-Mark, 
I und deshalb soll die Grenzs ron 15.000.- auf 18.000,.-Fres. als 
Mindestgrenze erhöht werden. Ebenso die Berufungsgrenze nuf 
1000=-Frarken. Dann hat die Komission einstimmig der Besei- 
tigung des Zwischensstzes zugestimmt, welcher lautet: 


" soweit sie boi Ausübung ihrer gewerblichen Tätigkeit 
nicht als Aufsichtspersonen über die in Abs.ı Gennnnten 
anzusehen und " « 


Dieser Z:ischensntz stellt für den Goseteostext, objektiv 
betrachtet, 
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betrachtet, ein Unsinn dar. 3s gibt keine technischen Be- 
triebsbeamte und \"erkmeister, die nicht technische Aufsichts- 
personen sünd. Aber dis Geschichte des Zustanleko.inens die- 
ser Fassung ist für die Veffentlichkeit interessant. Als wir 
1922 bei Herrn Berghauptmann Frantzen vorstellig wurden, sag- 
te er, er sei einverstanden mit einer (rehaltsgrenze von 

12.000 .-Franken unter dem Vor behslt, daß die 2000 technischen. 
Gruben-Angestellten dio Gewerbegerichte nicht anrufen dürften. 
Das lehnten wir ab. Darauf hat man gegen nlle techn.Betriebs-- 
angestellten dieses Ausnahmerecht geschaffen, sie rechtlos ge- 
macht, da ein Angesteliier den orücntlichen Rechtsweg zu, be- 
schreiten bei der jetzigen Entlohnung nicht. in der Lage ist. 
Es handelt sich hie r un ein Zusnammesesetz und ich richte den 
dringenden Apell an die Regierungskomnission, dieses Ausnahme- 


Aa zu beseitigen, das gegen den Versailler Vertrag ver- 
stößt. 


forsitzender: Das "ort hst der Abgeordnete Hoffmenn! 


loffmann (S.P.): Ich stelle fest, daß bei der Zentrumspartei sehr 
wenig Disziplin herrschen muss, 


(. Zuruf Brettar: "Sehr gut!" ) 


wenn man Vereinbarungen trifft und sie nicht einhält. Der 
Berichterstatter selbst gehört Ger Zentrumsfraktinn an, und 


er berichtet, daß die Vorlage ohre Diskussion angenomten wer- 
den soll; dann soll man sch aber auch dieser Y*reinbarung 
fügen! 


( Zuruf Brettar: "Sehr richtig!" ) 


Ich lege ganz energisch Prosest gegen die Haltung der Zentrums- 
fraktion ein! Tenn man sich nicht an Vereinbarungen halten 
will, dann sol! man even keins Vereinbarungen eingehen. Auf 
Grund dieses Bruches der Vereinbarung beantragen wir, daß die 
Vorlage an die Kommission zurückverwiesen wird. 


( Zuruf Brettar: "Sehr richtie!" ) 


Ich habe dann des "eiteren einen Antrag eingebracht 
zwecks Aenderung des Handelsgesetzbuches, und ich bitte, den 


Be rag dem Plenum zur Beschlussfassung vorzulegen. Der Antrag 
autet: 


R Der Landesrat wolle besch.ießen: Die Regie- 
rungs-Kommission wird ersucht, dem Landesrat Sobald 
wie möglich eine Voriage zugehen zu lassen, “orin der 
$ 68 des Handalsgesetzuuches_ in der "»ise geändert 
ei daß an Stsile von 5000 Franken 25600 Franken 
treten. " 


Dieser Antrag ist deshalb wichtig, "sil in Klagean- 
sprüchen die Handiungsgshilfen dann keine Kindi zungsfris! 
esetzlich erhalten, wenn ikr Binkommen jänriich 5000 Franken 
übersteigt: 


ortsitzender: Das ort hat der Staatskommissar, Herr OÜberregierungs- 
rat Dr.Hein! 


Nr. Heim 


|... (me | {on 
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Staatskommissar Dr.Heim: Das was der Herr Abgeordnete Hoffmann 


heute als Antrag formuliert hat, ist in der letzten Kon- 
missionssitzung 13» dem Herrn Abgeordneten Kratz bereits 
angeschnitten worden. Ich habe dann Herrn Kratz gebeten, 
mit sofort dieses vorläufig auf das er Bezug nahm, zu über- 
mitteln. Ich habe darauf die Antwort bekommen, daß die Ab- 
änderung des $ 68 des Handelsgesetzbuches und auch des $ 133 
der Gewerbeordnung bereits ausgearbeitet ist und dieser Ta- 
8° der a rn ea Ede t wird. Ich glaube, daß 
en 'ünschen des Laniesrates dadurch Rechnung getragen ist. 
Ich wollte das lediglich bemerken. 


Vorsitzender: Das "ort hat der Abgeordnete Thiel! 


Thiel (Z2.): Eine kleine Berichtigung. In der ersten Lesung ist 


doch nur gesagt worden, daß, wo es hieß "bei 1000 Franken", 
da sollte noch Rücksprache zwischen den einzelnen Parteien 
stattfinden. Das ar das einzige, was sich ergeben hat in 
der ersten Kommissionssitzung. In der zweiten Lesung war ich 
nicht da, da war der Var sitzende Herr Rütters. Soviel ich 
aber weiß, wurde die Rücksprache dahin erledigt, daß die Be- 
rufung nur bei einem Streitgegenstand von über 1000 Franken 
zulässig sein soll, da es nach Rückspradhe mit den daran 
interessierten Kreisen von diesen gefordert wird. In der 
zweiten Lesung, wo die Rücksprache erlecigt war, hat sich 
ergeben, daß die Parteien sich dahin geäußert haben, für die- 
se 1000 Franken. Sonst wurde nichts Teanstandet. 


orsitzender: Das "ort hat der Abgeordnete Kratz! 


Kratz (Z2.): Ich muss richtig stellen, was Herr Hoffmann meint. 


Mir ist von einer derartigen Vereinbarung, die in der 
letzten Kommissionssitzung getroffen worden sein soll, 
nichts bekannt. Una selbst, wenn Giese Vereinbarung getrof- 
fen worden wäre, so habe ich die Pflicht, das noch anzu- 
führen. Es handelte sich hier um den "unsch der gesamten 
Angestelltenschaft, die auch der sozialdemokratischen Par- 
teil zum Teil angehört, daß ausdrücklich bei dieser Gelegen- 
heit gegen das bestehende zusnahmerecht Front gemacht wird. 
Alle Versuche der Angestelltengewerkschaften beider Richtun- 
gen in den letzten 2 Jahren, das Ausnahmegesetz zu beseiti- 
gen, waren erfolglos. Deshalb war es angebracht, das noch 
zur Sprache zu bringen. 


Vorsitzender: Das "ort hat der Angsoränete Hoffmann! 


Hoffmann (S.P.): Ich halte das eine fest, daß mein Fraktionsge- 


nosse, der in der Kommissionssitzung war, gesagt hat, Herr 
Kratz sar mit dabei gewesen, aıis man darüber geredet hat, 
hat er keine Binwänds erhoben. Ich bin auch der Auffassung, 
wenn die Angestellten dies oder jenes gesagt haben, dann 
soll ss Geltung haben. Aber dann irifft man nicht solche 
Vereinbarungen. ir beantragen deshalb Zurückverweisung 

in die Kommission. 


Vorsitzender: Ich möchte dazu bemerken, daß dem Herrn Abgeordneten 


Hoffmann vielleicht doch ein Irrtum urterlaufen sein kann. 


Fir werden e: nachher durch die Protokolle aus den Kommissions- 


sitzungen feststellen . Als auf Anregung des Herrn Dr.Sender 
Zum 
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zum ersten Male eine solche Vereinbaru 8 getroffen wurde ‚habe 
ich sofort die Festlegung dieser Vereinbarung angeordnet. Ich 
weiß mich wohl zu erinnern von einem solchen Beschluß zur Vor- 
lage betr. Erhaltung der Kriegergräber und Verkehr mit Kraft- 
fahrzeugen. Aber bezüglich dieser Vorlage ‚Herr Hoffmann, glau- 
beich, wird kein bestimmter Beschluß vorliegen. Ich will auch 
nicht behaupten, daß die Ansicht des Herm Berichterstatters 
stimmt, dafür bin ich nicht verantwortlich. Ich erwähne nur 
den Gang der Dinge, soweit er mir geläufig ist. Ich will meine 
Auffassung nicht absolut richtig hinstellen, aber ich glaube 
doch, daß sie zutreffend ist. Ich würde deshalb vorschlagen 
aß man heute die Sache erledigt, und in Zukunft in diesen Fa - 
Pen noch präziser vorgeht. Ich darf Ihnen dann noch sagen, Her 
offmann, wenn Sie mich, als ich dem Herrn Kratz das Wort er- 


teilte, auf Ihre Auffassung aufmerksam Zenmacht hätten, hätte 
ich sofort die Situation geklärt. 





(Zuruf Hoffmann: Das kann ich doch nicht tun !) 
Warum denn nicht ? 


(Zuruf Hoffmann: Wenn das Wort erteilt ı8t, kann ich rn 


das doch nicht Me machen,dann ist | 
es doch zu spät |! 


Oh, doch ! Wollen Sie sprechen? 
(Zuruf Hoffmann: Ich ziehe meinen Antrag zurück. Ich | 
habe das eine nur deshalb festgehalten, ! 


damit die Zentrumsfraktion einiger- 
maken für die Zukunft belehrt wird!) 


(Unruhe im Zentrun. ) 
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"ir fahren fort. Das Wort hat der Abgeordnete Eifler ! 


ler IK,P.): "ir stimmen den Beschlüssen der Kommission zu. 


sitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Schmelzer ! 


melzer (DSV): Meine Herren! Bei einer £rhöhung der Berufungsgrenze 
auf 1000.-Franken wir d eine Berufung nicht stattfinden. Mir 
schlagen deshalb vor, daß der Artikel ? abgeändert wird,daß die 
Berufungsgrenze auf A00.-Franken festgesetzt wird. 


W PT 


sitzender: Wir stimmen ab. Wer dafür ıst, daß der Zwischensatz: 


"soweit sie bei Ausübung ihrer gewerblichen Tätigkeit niht ! 
als Bu Sichtspersonen über die in Abs.1l Genannten anzu- | 


4 


sehen sind un 
gestrichen wird, möge die Hand erheben. 


Die Streichung wird einstimmig angenommen. 


her dafür ist, den Betrag von 1500000 Franken in 18000.-Franle n 
abzuandern, möge die Hand erheben. . 


Die Anderung wird einstimmig angenommen. 


En Ti u —— — — 





it 4% 
- 30 - | 


or für den Antrag des Herrn Schmelzer ist, die Beru- 
fungsgrenze von 1I000.-Frcs. zu setzen, möge die Hand erheben. 





Dafür sti:men Deutsch-Saarl.-Volkspartei und Vereini- 
gung von Hausbssitz und landwirtschaft. 


Die anderan Mitgliederstimmen dag»gcn. 


MEYER SE 


‚Der Antrag der Sowinldemokratischen Partei lautet: 
" , Der landesrat "olle beschließen: Die Regierungskommisei 
sion wird gesucht, dem Landesrat sobald als möglich eine 
Vorlasg zugehen. zu. lassen, rorin: der $ 68 des And lsg3- 
1 te 18 on 


sotzbWelos in der "eise ge'ndort ist , daß an 
5000 .«Fres;s: - 25000. -Fres.- treteni" ee 
. Herr Kratz stellt den Zusatzantrag, len $ 133 der Ge- 
werbeordnung entsprechend zu ändern. 
Ich verbinde diese beiden Vorschläge: Sie haben keine 


Binwendungen. Lie beiden Vorschlige sind also einstimmig 
angenommen. 


„ir kommen zum nachsten Punkt der Tagesordnung betr. 
Erhaltung der Kriegergräber zus dem .eltkrieg. 
Sie haben gehört vom Berichterstatter; daß in der Kom- 
mission urn ner SV herrschte und das ort hierzu nicht 
Li 


genommen worden 80 “enn keine "ortmeldungen voZliegen | 
gilt die Vorlage als genommen. 
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"ir kommen weiter zum Verordnungsentmurf betr: 


die Aufhebung der Artı 36, 371 38 und 39 des bayerischen 


Minen tum hmm Üanet um irn nun un Dee buid Ammme abe hans abe Amme bh (ein nam amade meh ame an um 


Armengesetzes vom 21: A 





ugust ea APR ET 


a Dun Dun Den u Bar dm Dee ae am nn m BE nen men ine 


‚...Bs betrifft aies eine Vorlage, von .elcher in der Kon- 
mission aie dan vertreten war, Jaß sie ohne "eitere 
Erörterung verabschiedet erden kann. 


ei 





"iderspruch erhabt sich nicht; die Vorlage ist sänmit 
einstimmig angenommen: | 


— mn nn nn nn 
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Ueber Punkt 6 btr. 


heat die Berichterstattung der Herr Abgeoränete Brettar. 


Broftar(S,P4): Meine Herren! Die III; und Vs Kommission ersta 
en auf Grund ihrer Beratungsn vom 26; Februar und 3; März 
1925 folgenden Bericht: 
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Durch die vorliegende Gesetzesänderung wird die 
nit yoniggr ale Mg: "el 020 ArBITEBATasnge 

it weniger als ms Stundengeschwindigkeit von 
der Haftpflicht für ladtkrartfehreenee en aufge- 
hoben und den übrigen gleichgestellti 


Aus Interessentenkreisen ging den Komissionen 
ein Schreiben zu das sich en den Abänderungs« ' 
Entwurf aussprach und dessen Ablehnung beantrastes 


Dieses Schreiben; sowie eine Bingabe, die die Annahme 
ek wurden bei den Kormissionsberätungen mitver- 
wertet; | 


‚Nach eingehender Prüfung des Verordnungsentwurfes 
© 


sowie der beigefügten Begründung, kamen die Mitzlieder 
der Kommissiofen Instiahle zu ddr Auffassung, den Ent- 
wurf der Regierung unver!indert anzunehmen und schlagen 
deshalb dem Plenum dessen Annahme vor, " 


rsitzender: Das ort hat der Abgeordnste Dr,v.Vopellus! 


‚v.Vopelius (D.S.Vı): Meine Herren! Namens meiner Fraktion be- 


dauere ich, meine Zustimmung zu dem Entwurf nicht geben zu 
können. | 


( Die weiteren Ausführungen sind durch die schlechte 
fkustik gänzlich unverständlich! ) 


rsitzender: ir kommen zur Abstimmung. ‘er für die Vorlage ist, 
wie sie die Kommission angenommen hat, möge die Hand erheben. 


Dafür stimmen alle Mitglieder mit Ausnahme der 
DeutschSaarl.-Volkspartei. | 
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Damit ist die Tagesordnung erschöpft. 


Ich schließe die Sitzung. ( 5°0 Ihr nachm. ) 


_ 00 0 - 
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